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BERICHT DER KOMMISSION AN DAS EUROPAISCHE PARLAMENT, DEN RAT,
DEN EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS UND DEN
AUSSCHUSS DER REGIONEN

Uber diebisherigen Ergebnisse sowie die qualitativen und quantitativen Aspekte der
Dur chfihrung des AuRengrenzenfonds fir den Zeitraum 2007 bis 2009 (Bericht gemaf
Artikel 52 Absatz 3 Buchstabe b der Entscheidung Nr. 574/2007/EG des Eur opéischen

Parlaments und des Rates vom 23. Mai 2007)

1 EINLEITUNG

Fur den Zeitraum 2007 bis 2013 hat die Européaische Union das Generelle Programm
.Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstrome” eingerichtet, das nach aktueller
Veranschlagung mit Mitteln von insgesamt 4 032,23 Mio. EUR ausgestattet ist. Durch das
vier Fonds umfassende Programm soll dafir gesorgt werden, dass die Verantwortung
beziglich der finanziellen Lasten unter den Mitgliedstaaten gerecht aufgeteilt wird. Die
finanziellen Lasten ergeben sich aus der Einfihrung eines integrierten Grenzschutzes an den
AulBengrenzen der Union und der Umsetzung gemeinsamer asyl- und
einwanderungspolitischer Maltnahmen.*

Einer der vier Fonds ist der fur den Zeitraum 2007 bis 2013 eingerichtete
AuRengrenzenfonds’ mit einem Gesamtrahmen von 1820 Mio. EUR. Diese Summe wird
erganzt durch Beitrége aus den assoziierten Schengen-Landern Norwegen, Island, Schweiz
und Liechtenstein, die sich seit 2010 an dem Fonds beteiligen.

Tabelle 1: AuRengrenzenfonds — EU-Haushalt 2007-2013

Haushalt

in Tsd. EUR 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013** Gesamt
EU- 170 000 169 500 185 500 207 500 253 500 349 100 481 200 1816 300
Haushalt

Beitrage

eele e 23417 16 262 21018 28971 88 668
Staaten

Gesamt 170 000 169 500 185 500 230917 268 762 370118 510171 1904 968

* Der Betrag beinhaltet die Beitrége fir 2009 und 2010.

** Die Angaben fir 2013 sind Schétzungen.

Gemdl3 dem Basisrechtsakt zur Einrichtung des Fonds muss die Kommission einen
Zwischenbericht Uber die bisherigen Ergebnisse und Uber die Durchfihrung des Fonds in
qualitativer und quantitativer Hinsicht vorlegen.

! K OM (2005) 123 endg.
Entscheidung Nr. 574/2007/EG, ABI. L 144 vom 6.6.2007, S. 22.
3 Artikel 52 Absatz 3 Buchstabe b der Entscheidung Nr. 574/2007/EG.
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In dem Bericht werden die Ergebnisse der Jahresprogramme 2007 bis 2009 prasentiert, die
auf der Grundlage der Berichte von Mitgliedstaaten in der zweiten Jahreshalfte 2010*
zusammengestellt und durch Informationen erganzt wurden, die der Kommission im ersten
Quartal 2011 zur Verfigung standen. Bis zur Genehmigung der Schlussberichte zur
Programmdurchfiihrung gelten die Angaben als Zwischenergebnisse.”

Der Bericht liefert aul3erdem Informationen, die in den Reflexionsprozess zu den kinftigen
Instrumenten einfliefen.

2. ZWECK UND UMFANG DESFONDS

Allgemeiner Zweck des Fonds ist es, die Schengen-Staaten bei der Erfullung einer der
wesentlichen Verpflichtungen des Schengen-Besitzstands zu unterstitzen, namlich der
Gewdhrleistung effizienter Kontrollen an den Aul¥engrenzen auf hohem und einheitlichem
Niveau. Zusétzlich wird damit ein Beitrag zur Entwicklung der gemeinsamen Visumpolitik
geleistet: Einerseits wird die illegale Einwanderung bekampft, andererseits wird die legale
Einreise in die Mitgliedstaaten erleichtert. Da alle am Schengen-System teilnehmenden
Mitgliedstaaten vom Grundsatz des freien Personenverkehrs profitieren, hat jeder
Mitgliedstaat im Schengen-Raum ein Interesse an der Effektivitdt, mit der andere Staaten die
AulBengrenzen in ihrem Zustandigkeitsbereich kontrollieren. Infolgedessen sind strenge
Kontrollen an den AufRengrenzen eine notwendige Konsequenz der Freizlgigkeit von
Personen innerhalb der EU.

Der AulRengrenzenfonds wurde in dem neuen geopolitischen Kontext nach der Erweiterung
der Europaischen Union 2004 eingerichtet. Mit der Entscheidung zur Aufhebung der
Binnengrenzen und zur Erweiterung des Schengen-Raums um neun Mitgliedstaaten im
Dezember 2007 verlagerten sich die Aul3engrenzen: Einige Landaul3engrenzen entfielen (vor
alem in Deutschland und Osterreich), und es galt, fir alle anderen Schengen-Staaten die
neuen Aul¥engrenzen zu schiitzen.

Der Auflengrenzenfonds ist fur Probleme gedacht, die sich aus diesem neuen Kontext
ergeben. Er schafft einen Mechanismus zur Teilung der Verantwortung fur den Grenzschutz
zwischen allen teilnehmenden Mitgliedstaaten entsprechend dem Solidaritétsprinzip.

Der Fonds trégt daher zur Umsetzung der zentralen politischen Ziele der EU im Bereich
Grenzschutz und Visa bei:

o Effiziente Kontrollen an den AulRengrenzen auf hohem und einheitlichem Niveau
durch Stérkung des integrierten Grenzschutzsystems;

o Unterstiitzung fur die Konzipierung, Entwicklung, Umsetzung, Verwaltung und
Koordinierung von IT-GroRRsystemen, die fur effektive Grenzkontrollen, die
Migrationskontrolle und Visaverfahren erforderlich sind, insbesondere des
Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SISI1) und des Visa

Eine Zusammenstellung sowie die Landerberichte stehen unter http://ec.europa.eu/home-
affairs/funding/borders/funding_borders en.htm zur Verfligung.
5 Artikel 51 des Basisrechtsakts.
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Informationssystems (VIS), einschliefdich der biometrischen Aspekte dieser
Systeme;

. Weiterentwicklung der gemeinsamen Visumpolitik, um die legale Reisetétigkeit zu
erleichtern, gegen illegale Einwanderung vorzugehen, Visumbetrug zu bekadmpfen
und die konsularische Zusammenarbeit vor Ort zu verbessern.

Im Zeitraum 2007 bis 2009 waren 23 Mitgliedstaaten am Fonds beteiligt. Das Vereinigte
Konigreich und Irland beteiligen sich nicht am Fonds. Dénemark entschied sich geméafl3 dem
entsprechenden Protokoll fur die Betelligung am Fonds. Im Zeitraum von 2007 bis 2009
haben Bulgarien und Ruménien— in Vorbereitung auf den Beitritt zum Raum ohne
Binnengrenzen — basierend auf der Akte Uber den Beitritt zur EU die Schengen-Fazilitét 1|
(Abteilung ,, Schengen” der Cashflow- und Schengen-Fazilitéat) in Anspruch genommen. Die
Ausgaben im Rahmen dieser Fazilitédt stimmen der Art nach im Wesentlichen mit den
forderfahigen Ausgaben im Rahmen des Fonds Uberein. Die Teilnahme von Bulgarien und
Ruménien begann also erst nach dem Auslaufen der Fazilitdt im Jahr 2010. Auch die drei
assoziierten Staaten Norwegen, Island und die Schweiz beteiligen sich erst seit 2010 an dem
Fonds.

Der Fonds wird hauptséachlich von den Mitgliedstaaten® nach der M ethode der gemeinsamen
Mittelverwaltung umgesetzt. Auf Basis der strategischen Leitlinien der EU und im Dialog
mit der Kommission hat jeder Empfangerstaat eine mehrere Jahre umfassende
Programmplanungsstrategie zur Verwendung der zugewiesenen Fondsmittel ausgearbeitet.
Die Strategie bildet einen Rahmen fur die Durchfihrung der Mal3nahmen innerhalb von
Jahresprogrammen. In den Jahresprogrammen werden die in den Mitgliedstaaten
durchzufihrenden Mal3nahmen beschrieben; dabei wird auf Zweck und Umfang ebenso
eingegangen wie auf die erwarteten Ergebnisse und die Finanzausstattung. Auch die
Beglnstigten werden angegeben. Die Jahresprogramme missen mit der im
M ehrjahresprogramm aufgef Uihrten Strategie konform sein.

Von den Mitgliedstaaten durchgefihrte Mal3nahmen werden aus dem Fonds kofinanziert;
mafgeblich sind dabei die in den EU-Leitlinien festgelegten fiinf Prioritaten:” (1) schrittweise
Einrichtung des gemeinsamen integrierten Grenzschutzsystems (Infrastruktur und
Ausristung, Grenzkontrolle); (2) nationale Komponenten enes  européischen
Aulengrenzeniberwachungssystems und eines standigen Kustenpatrouillennetzes an den
sudlichen Seegrenzen; (3) Visumerteilung und Bekdmpfung der illegalen Einwanderung
(Konsularstellen und konsularische Zusammenarbeit); (4) fur die Anwendung der EU-
Vorschriften erforderliche IT-Systeme (SIS, VIS); (5) wirksame und effiziente Anwendung
des EU-Besitzstands in Bezug auf Auflengrenzen und Visa (Schengener Grenzkodex,
Visakodex, Schulung, Risikoanalyse, Kernlehrplan).

Der Fondsbeitrag zu Projekten in den Mitgliedstaaten ist festgelegt auf 50 Prozent der
Gesamtkosten einer Mal3nahme; bei Mitgliedstaaten, die Mittel aus dem Kohésionsfonds
erhalten, und bel MalRnahmen, die spezifische Prioritdten der strategischen Leitlinien
widerspiegeln, betragt der Anteil 75 Prozent.

Bel allgemeiner Verwendung im Zusammenhang mit diesem Fonds bezieht sich dieser Begriff im
Folgenden sowohl auf Mitgliedstaaten al's auch auf assoziierte Staaten.
! ABI. L 233 vom 5.9.2007, S. 3.
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Im Rahmen der Programme fir Litauen wird die Umsetzung der Transit-Sonderregelung
durch Litauen fur Birger der Russischen Foderation, die auf dem Gebiet der Européischen
Union in das bzw. aus dem Kaliningrader Gebiet reisen, unterstiitzt. Im Wege der Transit-
Sonderregelung wird ene finanzielle Unterstiitzung als Ausgleich fir entgangene
Transitgebihren und fur zusétzliche Kosten gewdahrt, die mit der Umsetzung der Regelung
gemald den Protokollen zur EU-Beitrittsakte und gemald den spezifischen Prioritéten des
Basisrechtsakts verbunden sind. Im Zeitraum 2007 bis 2010 wurden jedes Jahr 15 Mio. EUR
zur Verfugung gestellt. Von 2011 bis 2013 stehen jedes Jahr 16 Mio. EUR zur Verfligung.
Der Fonds ist das Nachfolgeinstrument des Sonderprogramms fir den Kaliningrader Transit
(2004—2006), aus dem Litauen 40 Mio. EUR fir die Umsetzung der Regelung erhielt.

Neben dem Beitrag zu den nationalen Programmen kdnnen bis zu 6 Prozent der verfligbaren
Fondsmittel fir Gemeinschaftsmalnahmen reserviert werden, im Wesentlichen fur die
Unterstiitzung der Visumpolitik und fur Notsituationen an den Aul3engrenzen. Die Projekte
werden in direkter Verwaltung ausgefuhrt; der Beitrag des Fonds kann bis zu 90 Prozent der
forderfahigen Gesamtkosten einer Mal3nahme abdecken.

Darliber hinaus stehen jedes Jahr bis zu 10 Mio. EUR fir spezifische Malinahmen zur
Besaitigung von Schwéchen an strategischen Grenzibergangsstellen zur Verfigung. Der
Beitrag des Fonds ist auf maximal 80 Prozent der forderfahigen Gesamtkosten einer
Malinahme begrenzt. Die Mal3nahmen sollen die Aktivitéten erganzen, die im Rahmen der
nationalen Jahresprogramme ausgefihrt werden. Wahrend bei den Programmen strategischere
Eingriffe moglich sind, bleilben die spezifischen Malinahmen solchen Erfordernissen
vorbehalten, die an bestimmten, in einer Risikoanalyse der Agentur Frontex erkannten
Grenzabschnitten auftreten. Die Finanzhilfe der EU ist auf einen Zeitraum von maximal sechs
Monaten beschréank.

3. MITTEL AUSDER EUROPAISCHEN UNION VON 2007 BI S 2009

3.1 Fur Mitgliedstaaten zur Verfigung gestellte EU-Mittel und nationale Mittel in
entsprechender Hohe

Der Gesamtrahmen des Jahresprogramms fur jeden Mitgliedstaat wird basierend auf
spezifischen und objektiven Kriterien festgelegt, die die Lage des Mitgliedstaats hinsichtlich
der Verpflichtungen widerspiegeln, die er im Namen oder zum allgemeinen Nutzen der Union
in den betreffenden Politikbereichen eingegangen ist. Zur Anwendung der Kriterien werden
guantitative Daten zur Ermittlung des Aufwands herangezogen, der dem jeweiligen
Mitgliedstaat entsteht; Beispiele sind die Lange der zu schiitzenden Aul3engrenzen, die Zahl
der Personen, die diese Grenzen uberschreiten, die Zahl der Konsularstellen und der
notwendige Arbeitseinsatz fiir die Visaverwaltung.?

Die fur den Fonds verfliigbaren Mittel werden Jahr fur Jahr angehoben (siehe Tabelle 1). Im
Berichtszeitraum wurden mit 525 Mio. EUR fast 30 Prozent der Gesamtmittel aus dem Fonds

Weitere Informationen zur Anwendung der Kriterien fir die Verteilung der Mittel unter den
Mitgliedstaaten im Rahmen des Européischen AulRengrenzenfonds, des Européischen Fonds fir die
Integration von Drittstaatsangehérigen und des Européischen Riickkehrfonds sind KOM (2011) 448 und
SEK(2011) 0940 zu entnehmen.
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fur Mal3nahmen zur Verfugung gestellt, die im Rahmen der gemeinsamen oder
Mittelverwaltung durchgefihrt wurden.

Tabelle 2: EU-Haushalt fir den Auf3engrenzenfonds 2007-2009

Aulengrenzenfonds-
Mittelzuweisungen in Tsd. EUR 2007 2008 2009
Mitgliedstaaten 144 800 134330 154872
insgesamt
= 15 000 15 000 15 000
Transit-Sonderregelung
. 10 200 10170 5628
Gemeinschaftsmanahmen
o 0 10 000 10 000
Spezifische Malinahmen
170 000 169 500 185 500
INSGESAMT
Gesamtsumme 2007—2009 525 000
% der Gesamtsumme 2007—2013 28 %

direkten

Fir die ersten drei Jahre wurden 69 Jahresprogramme gebilligt; damit werden EU-Mittel in
Hohe von mehr als 434 Mio. EUR eingesetzt.

Abbildung 1: EU-Mittel fur nationale Programme 2007-2009
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o Hauptbegiinstigte waren Spanien (94,4 Mio. EUR), Italien (59,8 Mio. EUR) und

Griechenland (50,7 Mio. EUR). Die Mittelzuweisung an diese Lander machte
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zusammen knapp 50 Prozent der Gesamtsumme fur alle teilnehmenden
Mitgliedstaaten aus.

o Einschliefdlich der fur die Transit-Sonderregelung zugewiesenen Betrage belief
sich die Mittelzuweisung an Litauen fur den Zeitraum 2007 bis 2009 auf insgesamt
55,4 Mio. EUR. Litauen ist damit vor Griechenland der drittgrofte Beglnstigte des
Fonds.

o In Bezug auf die insgesamt bereitgestellten Finanzmittel erhielten die folgenden
sieben Mitgliedstaaten jeweils zwischen 3 und 7 Prozent des Gesamtbetrags fur 2007
bis 2009; diese Staaten sind damit as Beglnstigte im mittleren Bereich
einzustufen: Frankreich (30,3 Mio. EUR), Deutschland (24,5 Mio. EUR), Polen
(23,8 Mio. EUR), Madlta (22,8 Mio. EUR), Ungarn (19,4 Mio. EUR), Finnland
(16,4 Mio. EUR) und Slowenien (16,1 Mio. EUR).

o Die ubrigen Mitgliedstaaten erhielten als kleine Begunstigte zwischen 0,03 und
2 Prozent der Summe: Osterreich (4,5 Mio. EUR), Belgien (5,2 Mio. EUR), Zypern
(7,5 Mio. EUR), Tschechische Republik (5,6 Mio. EUR), Danemark (2,1 Mio. EUR),
Estland (8,8 Mio. EUR), Lettland (5,3 Mio. EUR), Luxemburg (0,14 Mio. EUR),
Niederlande (9,8 Mio. EUR), Portuga (9,3 Mio. EUR), Slowakei (3,4 Mio. EUR)
und Schweden (4,1 Mio. EUR).

Abbildung 2: EU-Mittel und entsprechende nationale Mittel 2007-2009
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Far 2007, 2008 und 2009 planten die Mitgliedstaaten die Bereitstellung erganzender Mittel
in Hohe von 125,9 Mio. EUR, 68,3 Mio. EUR und 111,7 Mio. EUR ein. Die fir technische
Unterstiitzung bei der Verwaltung des Fonds in den Mitgliedstaaten bereitgestellten Mittel
beliefen sich auf 6 Mio. EUR, 6,5 Mio. EUR und 6,6 Mio. EUR.

In Bezug auf die im Verlauf des Jahres 2010 gemeldete Ausschopfungsguote ist zu
vermerken, dass die Mitgliedstaaten in den ersten Jahren einen grof3en Anteil der Mittel
genutzt haben (2007 und 2008 circa 90 Prozent). Die Quote fur 2009 liegt bei 70 Prozent,
alerdings wurde bei dieser Angabe nicht der gesamte Durchfiihrungszeitraum beriicksichtigt.
Mehrere Mitgliedstaaten, die zu den Hauptbegiinstigten gehdren, beispielsweise Spanien,
Litauen und Malta, haben besténdig den gesamten zugewiesenen Betrag eingesetzt. In Italien
und Griechenland war die Quote geringer (sie lag bei 90 Prozent und bei 60 bis 70 Prozent).
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3.2. Fur Gemeinschaftsmalinahmen und spezifische Malinahmen reservierte EU-
Mittel

Fir die Durchfiihrung der Gemeinschaftsmal3nahmen innerhalb des Berichtszeitraums wurden
Mittel in Hohe von 13591 710 EUR gebunden. Dieser Betrag deckt 14 Projekte zur
Kooperation zwischen Mitgliedstaaten unter Einbeziehung von Verbindungsbeamten fur
Einwanderungsfragen sowie 4 Projekte zur Einrichtung gemeinsamer Visumantragsstellen in
Drittlandern ab. Die Malinahmen wurden mit Verantwortungsteilung und
Ressourcenbiindelung auf eine koordinierte Umsetzung der gemeinsamen Visumpolitik auf
lokaler Ebene ausgerichtet. Ein Beispiel fur die verbesserte Zusammenarbeit auf diesem
Gebiet ist das Projekt ,, Schengen-Haus* in Kinshasa, das Belgien gemeinsam mit Portugal
durchfihrt. Damit wurde eine gemeinsame Nutzung von Ressourcen ermoglicht —
infolgedessen sanken die Kosten der Visumbearbeitung. Derartige Projekte foérdern und
verbessern die Umsetzung der europaischen Visumpolitik und bereiten anderen
Mitgliedstaaten den Weg fir eine Politikausrichtung auf die Ziele des Stockholmer
Programms im Bereich der Intensivierung der regionalen konsularischen Zusammenarbeit.
Die Projekte verhindern eine betriigerische Ausstellung von Visa und geben Impulse fir den
Ubergang zu einer neuen Stufe in der Entwicklung der gemeinsamen Visumpolitik; den
Zustandigkeiten der Mitgliedstaaten in diesem Bereich wird dabei Rechnung getragen.

Dartber hinaus wurden Untersuchungen durchgefihrt zu Konzepten fir eine
Grenzuberwachungsinfrastruktur, ein sicheres Kommunikationsnetz und ein Informationsbild
des Grenzvorbereichs im Rahmen eines europdischen Grenziberwachungssystems
(EUROSUR). Auch die Zusammenarbeit zwischen Grenzschutzbeamten und
Zollverwaltungsbehdrden an den Aul3engrenzen der EU sowie ein EU-weites System zur
Erteilung elektronischer Reisebewilligungen (, Electronic System of Travel Authorization —
ESTA) waren Themen der Studien.

Im Zeitraum 2008 bis 2009 wurden 18 397 314 EUR fur kofinanzierte Spezifische
Mal3nahmen an Grenzabschnitten in Italien, Griechenland, Mata und Spanien bewilligt, diein
den Frontex-Bewertungen unter die hochste Risikostufe fielen. Die Mal3nahmen unterstiitzen
die Handlungsmdglichkeiten der Mitgliedstaaten, die mit einem hoheren Migrationsdruck
konfrontiert sind. Beispiel Italien: Um den Druck an den Seegrenzen zu verringern, wurden
unter anderem multidisziplindre Teams eingesetzt (denen auch Sprachspezialisten und
Psychologen angehorten) und Geréte bereitgestellt, um die Migranten besser identifizieren zu
konnen. In  Griechenland wurden  Patrouillenmotorrdder  erworben, um die
Uberwachungskapazitat der griechischen K iistenwache an den Kisten der Ostlichen Agéis zu
erhohen. Griechenland plant aufRerdem ein Projekt zur Einrichtung eines integrierten
Uberwachungssystems an einem bestimmten Abschnitt der Grenze zur Tirkei.

4. VORBEREITUNG DERUMSETZUNG IN DEN MITGLIEDSTAATEN

4.1. Errichtung des Fonds

Die Kommission hat Durchfiihrungsbestimmungen erlassen®, die fir ale vier Fonds im
Programm gleich sind, damit eine harmonisierte Anwendung gesichert ist. Zudem sollten
damit gemeinsame Vorlagen fur Programmplanung und Berichterstattung etabliert werden. In

° Entscheidung Nr. 458/2008/EG, ABI. L 167 vom 27.6.2008, S. 135.
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den Bestimmungen werden Auswahlverfahren und Kriterien fir die Forderfahigkeit der
Ausgaben im Rahmen des Fonds dargelegt. Ein weiterer wichtiger Teil der Anleitung bestand
in der Vorbereitung eines Handbuchs zur Forderfahigkeit in enger Kooperation mit den
Mitgliedstaaten. Das Handbuch enthélt praktische Beispiele und bewahrte Verfahrensweisen
beim Projektmanagement. Informationssitzungen zu den Vorschriften fur die Foérderfahigkeit
der Ausgaben wurden organisiert, und das Handbuch wurde regelmaldig aktualisiert. Weitere
allgemeine Leitlinien wurden bei den Sitzungen des SOLID-Ausschusses sowie in drei
Konferenzen zu den Fonds bereitgestellt (2008 ging es dabei um die Fonds im Allgemeinen,
2009 um Informationen fur Prifbehtérden und um Programmplanung und Bewertung).

4.2. Sicherung der Ordnungs- und Rechtmafiigkeit der Ausgaben

Den Mitgliedstaaten obliegt die Verwatung der Mittel im Rahmen der Programme; die
Kommission tragt dagegen die letztendliche Verantwortung fir den allgemeinen
Rechtsrahmen und fir den Vollzug des EU-Haushalts. Diese Verantwortung wird ausgelibt
durch das Ubertragen bestimmter Aufgaben an die Mitgliedstaaten, verbunden mit der
notwendigen Kontrolle und Berichterstattung. Die Mitgliedstaaten mussen dazu en
Verwaltungs- und Kontrollsystem einrichten, das den im Basisrechtsakt festgelegten
Anforderungen genugt.

Die Mitgliedstaaten haben folgende Stellen bestimmt: (1) eine zusténdige Behorde, die fur die
Verwaltung des Programms verantwortlich ist, gegebenenfalls unterstitzt durch eine
beauftragte Behorde, (2) eine Prifbehorde, die fir das Uberprifen des effektiven
Funktionierens des Verwatungss und Kontrollsystems verantwortlich ist, (3) eine
Bescheinigungsbehtrde, die fir das Bescheinigen der Ausgabenerklérungen vor der
Ubermittlung an die Kommission verantwortlich ist. Gemeinsam miissen diese Behorden
dafir sorgen, dass die Verwendung der fir die Mitgliedstaaten bereitgestellten Mittel den
Grundsétzen der wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung gentigt.

Generell haben sich die Mitgliedstaaten daflr entschieden, die zustandige Behdrde und die
Bescheinigungsbehorde innerhalb einer Einrichtung anzusiedeln, die Prifbehtrde aber
innerhalb einer anderen Einrichtung. Diese Entscheidung ist zurtickzufiihren auf die Tatsache,
dass der Fonds nach Art und Umfang hauptsachlich von offentlichen Einrichtungen umgesetzt
wird, die hdufig derselben Organisation angehdren wie die Einrichtungen, die den Fonds
verwalten, bzw. die unter der Agide dieser verwaltenden Einrichtungen stehen. In derartigen
Falen ist es gemal’ den Durchfihrungsbestimmungen erforderlich, die Unabhangigkeit der
Prufbehdrde zu verstarken: Eine externe Unterbringung der Behotrde ist hier das gangige
Verfahren.

In der Regel sedeln die Mitgliedstaaten die zusténdige Behdrde innerhalb des
Innenministeriums an (dies gilt fur alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme von FR, EL, NL, DE,
DK, LU und SE). Neun Mitgliedstaaten haben eine Behtrde ernannt, die ausschlief3lich fir
die Umsetzung des AuRBengrenzenfonds zustandig ist; vierzehn Mitgliedstaaten haben eine
gemeinsame Behdrde fur zwei oder mehr Fonds des algemeinen Programms eingerichtet.

Die Beschreibungen der Systeme wurden auf Vereinbarkeit mit dem Basisrechtsakt
untersucht, bevor die ersten Zahlungen geleistet wurden. Die Untersuchung der
Beschreibungen, der Systemprifungen und der weiteren verflgbaren Informationen zur
Umsetzung des Fonds lassen darauf schlief3en, dass die meisten Mitgliedstaaten robuste
Systeme eingerichtet haben. ,, Uneingeschrankte Bestétigungsvermerke® wurden fur finfzehn
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Beschreibungen von Systemen erteilt. Acht Mitgliedstaaten erhielten einen ,, eingeschrankten
Bestatigungsvermerk”; diese Staaten wurden aufgefordert, Teile der Beschreibung zu
uberarbeiten. Den aufgezeigten Schwéachen wurden begrenzte Auswirkungen zugeschrieben.
Dies betraf insbesondere die Zusicherung der Unabhangigkeit der Prifbehdrde bei Umsetzung
des Fonds mittels einer ,Durchfuhrungsstelle® (wenn aufgrund der spezifischen
Gegebenheiten einer Malinahme keine andere Stelle fir die Durchfiihrung in Frage kam oder
wenn bel einem potenziellen Begunstigten eine De-jure- oder De-facto-Monopolstellung

vorlag).

Zwischen 2008 und 2010 wurden darUber hinaus in 14 Mitgliedstaaten Systemprifungen
durchgefiihrt. Die meisten Systeme funktionierten offenbar angemessen, bei einigen waren
jedoch Verbesserungen erforderlich. Die Mitgliedstaaten wurden insbesondere aufgefordert,
die Benennung von Behorden formlich durchzufiihren, die Dokumentationsablaufe for
Projektauswahlverfahren zu  verstdrken und Vereinbarungen mit  einzelnen
Projektbeglnstigten rechtzeitig unterzeichnen zu lassen.

Die Kommission flhrte eine Reihe von Inspektionsbesuchen durch, um die Einhaltung und
Ausfihrung der Programmziele zu Uberprifen. Mal3nahmen zur Uberwachung wurden
effektiv 2009 gestartet. Diese Mal3nahmen wurden in den Folgejahren weiterverfol gt.

4.3. Festlegung nationaler Strategien fur die Verwendung von EU-Mitteln

In den Mehrjahresprogrammen haben die Mitgliedstaaten die jeweilige nationale Lage in
Bezug auf institutionelle  Strukturen, Politiken, nationale Erfordernisse und
Herausforderungen fir die Zukunft beschrieben. Unter anderem dank dieser
Mehrjahresplanung konnte systematisch festgelegt werden, auf welche Art und Weise die
Erfullung dieser Anforderungen zu erreichen ist. Auf Ebene der Mitgliedstaaten wurde
dadurch eine mehrere Jahre umfassende Investitionsplanung angeregt. Zudem wurde erreicht,
dass wichtige Behtrden gemeinsam und integriert die lang- und mittelfristigen strategischen
Ziele festlegen.

Die Mitgliedstaaten haben darauf hingewiesen, dass es mit Blick auf den sich standig
verlagernden Migrationsdruck und auf sich weiterentwickelnde technologische und
sicherheitsbezogene Anforderungen sowie angesichts der verfligbaren nationalen Ressourcen
und Strukturen eine Herausforderung darstellt, die EU-Anforderungen bei Grenzschutz und
Visaverwaltung angemessen zu eflllen. Unter Berucksichtigung der erwahnten
Anforderungen, der EU-Projekte zu zwei 1T-Grol3systemen und der notwendigen Einhaltung
von neuen EU-Gesetzen zu diesem Themengebiet wurden in den Mehrjahresprogrammen die
folgenden Ziele festgel egt:

Prioritat Wichtigste  Ziele/  vorgesehener  Betrag/
betroffene Mitgliedstaaten

1. Schrittweise Einrichtung des| e Verstérkung der Grenzkontrollen:

gemeinsamen integrierten Modernisierung von Infrastruktur,

Grenzschutzsystems Transportmitteln  und  Gerdten  fur

Kontrolle und Uberwachung

. Verbesserung der Koordination — auf
nationaler Ebene und mit anderen
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Mitgliedstaaten durch IKT-Systeme fir
einen Echtzeit-Austausch von
I nformationen

Transportmittel und Gerdte fir die
Verwendung zZur operativen
Zusammenarbeit mit Frontex

Betrag: 543 697 746,36 EUR

Alle Mitgliedstaaten betroffen (23)

2: Nationale Komponenten eines
eur opdaischen
AulRengrenzeniber wachungssystems

Verbesserung der
Grenziberwachungskapazitéaten in Bezug
auf Infrastruktur und Ausriistung

Vernetzung und  Integration  der
vorhandenen Kommunikationssysteme zu
einem umfassenden Uberwachungssystem

Schaffung national er
Koordinierungszentren  als  kinftige
Knotenpunkte des EUROSUR-Netzes

Betrag: 797 829 115,38 EUR

Betroffene Mitgliedstaaten: BE, EE, FR, EL, HU,
IT,LV, MT, NL, PL, PT, SI, ES, SE (14)

3: Visumerteilung und Bekampfung
der illegalen Einwanderung

V erbesserungen beim
Visumbearbeitungsverfahren:
Investitionen  in  Infrastruktur ~ und
Ausristung, insbesondere in Gerdte zur
Erfassung biometrischer Daten; dadurch
Erleichterung des
Visumtberprifungsverfahrens und
Steigerung der Effektivitdt im Kampf
gegen die unsachgemalie oder
missbrauchliche Verwendung von Visa

Erhhung der Sicherheit in  den
Konsulaten durch Investitionen in
Infrastruktur und Ausrtistung

effizientere Bekampfung der
Ausweisfdschung durch moderne Geréte
flr die Erkennung von Faschungen sowie
durch den Einsatz von
Dokumentenberatern

11
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verbesserte konsularische

Zusammenarbeit mit anderen
Mitgliedstaaten, gemeinsame Nutzung und
Bindelung von Ressourcen,
beispielsweise durch Einrichtung

gemeinsamer Visumantragsstellen

verbesserte Verwaltung der
Migrationsstréme von
Drittstaatsangehorigen in den Schengen-
Raum durch Einsatz von
V erbindungsbeamten far

Einwanderungsfragen und Erweiterung
des Netzes von Verbindungsbeamten in
K ooperation mit anderen Mitgliedstaaten

Betrag: 64 868 225,91 EUR

Betroffene Mitgliedstaaten: AT, BE, CY, CZ, DE,
DK, EL, ES, HI, IT, LU, HU, MT, NL, PL, SE, SI

(17)

4. |T-Systeme in den Bereichen
Auliengrenzen und Visa

Entwicklung, Erprobung und Anpassung
des nationalen Visa-Informationssystems
(NVIS) einschliefdlich der Instalation
einer sicheren Verbindung zwischen den
Konsularbehérden, Grenziibergangsstellen
und der Zentralstelle des VIS

Entwicklung des  Ubergangssystems
» Sl Sonedal | mit nachfolgender
Erprobung und Installation des nationalen
Schengener  Informationssystems  der
zweiten Generation (NSISII) sowie
Migration von SIS| bzw. SISonedall zu
SISII

Weiterentwicklung von Systemen fur eine
automatische Ubertragung von Angaben
zu beftrderten Personen

Verbesserung der Koordination des
Informationsflusses  durch  moderne
Kommunikationstechnologie

Betrag: 191 379 999,30 EUR

Alle Mitgliedstaaten betroffen (23)
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5. Wirksame und effiziente
Anwendung des EU-Besitzstands in
Bezug auf AulRengrenzen und Visa

Schulungen und Seminare far
Grenzschutzbeamte und Konsularbeamte
zur Verbesserung der operativen Kapazitét
sowie des Fachwissens und der
Kenntnisse Uber EU-Rechtsvorschriften
(Schengener Grenzkodex und Visakodex)
und Uber bewéhrte Verfahren

Austausch- und/oder
Entsendungsprogramme

Einrichtung von Netzwerken fir den
Informations- und Erfahrungsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten und fir die
Entwicklung neuer Arbeitsmethoden

Verbesserung der  Fahigkeit  von
Grenzschutzbeamten zur Durchfihrung
von Grenzkontrollen mit neuen
Technologien durch innovative
Schulungsmaterialien und -methoden,
Simulatoren usw.

effizientere Beurteilung und Steuerung
von Migrationsstrémen durch verbesserte
Risikoanalyse

Betrag: 41 552 119,94 EUR

Betroffene Mitgliedstaaten: AT, BE, CY, CZ, DE,
EE, EL, ES FI, FR, IT, HU, LT, LU, LV, NL, PL,
SE, Sl (19)

Fir den gesamten Zeitraum des Fonds sehen die Mitgliedstaaten eine Zuteilung der hdchsten
Betrage fur die Verstarkung der Grenzkontrollaktivitdten per se vor (Prioritéten 1 und 2);
damit sind 81 Prozent der geschétzten verfugbaren Mittel abgedeckt. Ein erheblicher Teil der
EU-Mittel wird jedoch auch dafir eingeplant, die IT-Systeme zur Unterstiitzung dieser

Aktivitéten in die Praxis umzusetzen (Prioritét 4).

Die Relevanz der Prioritéten kann— unabhéngig von den zugewiesenen Mitteln— an der
Anzahl der Mitgliedstaaten gemessen werden, die sich fur die Ausfuhrung der diesen
Prioritéten zugeordneten Mal3nahmen entschieden haben:

o Alle Mitgliedstaaten entschlossen sich zur Durchfihrung von Aktivitéten der

Prioritdten 1 und 4.

o Die Prioritdten 3 und 5 sind zwar bezogen auf die Gesamtbetrage weniger bedeutend,
aber dennoch als wichtig zu betrachten, da 17 bzw. 19 Mitgliedstaaten Aktivitéten
dieser beiden Prioritaten vorsehen.
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DE



DE

. Prioritdt 2, bei der die Planung knapp die Hafte der geschatzten Mittel abdeckt,
betrifft zunéchst Mitgliedstaaten, die an der ersten Entwicklungsphase von
EUROSUR teillnehmen, aso Lander im Mittelmeerraum und in angrenzenden
Gebieten des Atlantiks sowie Lander an der 6stlichen Auf3engrenze der Europai schen
Union. Einige andere Lander wollen sich dem System in einer spédteren Phase
anschlief3en. Nur 14 Mitgliedstaaten sehen in ihrer mehrjdhrigen Strategie
Aktivitéten dieser Prioritét vor; einige dieser Mitgliedstaaten planen entsprechende
Aktivitéten fir nachfolgende Jahre.

Abbildung 3: Mehrjahresprogrammplanung nach Prioritéat (M S= Mitgliedstaat)

Prioritat 2
48% - 14 MS

Prioritat 3
4% - 17 MS

Prioritat 4
12% - 23 MS
Prioritat 1
33% - 23 MS Prioritat 5
3% - 19 MS

Beispiele flr dtrategische Programmplanung geméald der Prasentation in  den
Mehrjahresprogrammen

o Spanien

85 Prozent der voraussichtlichen Haushaltsmittel fir den Zeitraum 2007 bis 2013 sind fir
Uberwachungskapazitsten gemal? Prioritét 2 vorgesehen. Die Investitionen werden
hauptséchlich fir die Bereitstellung des integrierten AufRengrenzentiberwachungssystems
(SIVE) auf den Kanarischen und Balearischen Inseln sowie in Levante (der 6stlichen
Mittelmeerkustenregion von Spanien) verwendet. Jede SIVE-Implementierung besteht aus
mehreren Stationen, die mit Radarsensoren und optischen Sensoren ausgestattet sind. Sie
dienen der Erkennung und Identifizierung kleiner Boote (Motorboote und kleine
Fischerboote), bevor diese die Kuste erreichen. Die von den einzelnen Stationen erfassten
allgemeinen Informationen werden an eine Kommando- und Kontrollzentrale Ubertragen und
dort zentral gespeichert. So kdnnen die erforderlichen Schritte fir den Schutz der Seegrenzen
in einer frlhen Phase eingeleitet werden, um Vorféle mit tragischen Konsequenzen zu
vermeiden.
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° Frankreich

Ein wichtiges dtrategisches Ziel fur Frankreich ist die Erweiterung des
M eeresiiberwachungssystems SPATIONAYV. Dieses Warnungs- und Informationssystem soll
See- und Gebietsprafekte, aber auch ale fir die Koordination und die Uberwachung der
Aulengrenzen zustandigen Zentren nahezu in Echtzeit Gber Bewegungen in Kustenrichtung
unterrichten. Die geplanten Investitionen sind fur die Ausriistung nach aktuellem Stand der
Technik vorgesehen; dazu gehodren beispielsweise Hochfrequenzradarsysteme, unbemannte
Luft- und Landfahrzeuge, geostationére Satelliten sowie Sensoren. Auch die Entwicklung und
Verknipfung geeigneter 1T-Werkzeuge sollen damit finanziert werden. In der am welitesten
fortgeschrittenen  Entwicklungsphase wird auch die Interoperabilitit mit den
Uberwachungssystemen von anderen Mitgliedstaaten gewahrleistet sein.

. [talien

Italien hat die Erhthung der Effizienz und Interoperabilitdét der vorhandenen
Informationssysteme fur den Grenzschutz als eines der Hauptziele festgelegt. Die
Kommunikationsnetzsysteme und -strukturen werden erweitert, und neue Instrumente werden
entwickelt. Ein Bespiel ist das zukinftige Grenzinformationssystem, das
Dokumentenkontrollen an der Grenze vereinfachen soll. Dazu werden klassische Verfahren
mit elektronischen Technologien fur die Erfassung von Reisedokumenten kombiniert.

° Deutschland

Angesichts der geografischen Lage (und der damit verbundenen Begrenztheit der physischen
AulRengrenzen) besteht der Mehrwert der von Deutschland verfolgten Strategie in der
Unterstiitzung fur Grenzvorbereichsmal3nahmen in Drittléndern. Durch den Fonds wird das
Netz der Verbindungsbeamten fir Einwanderungsfragen sowie der Dokumenten- und
Visaberater in den Heimatldndern der Einwanderer erheblich erweitert. Auf diese Weise wird
gegen Auswei sfalschung vorgegangen und dafir gesorgt, dass die Erflillung der Bedingungen
fur die Einreise in den Schengen-Raum schon vor Ankunft der Migranten an der Grenze
Uberprift wird.

. Finnland

Da eine einsatzfdhige Flotte von Patrouillenbooten ein zentrales Element bel der
Aufrechterhaltung einer zuverldssigen Grenziberwachung und Bekdmpfung irregulérer
Migration darstellt, hat Finnland die Modernisierung dieser Flotte zu einem der Hauptziele im
Rahmen des Fonds erkléart. Alle Patrouillenboote werden ersetzt. Die neuen Modelle sollen
uneingeschrankt an die Ostseeumgebung angepasst sein und den Standards fUr gemeinsame
Operationen durch Frontex entsprechen. Die Boote werden neue Uberwachungstechnologie
an Bord haben, bespielsweise Warmebildkameras, @ Nachtsichtgerdte  und
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Telekommunikationslosungen fur die Verwendung von Registern und fir verbessertes
Situationsbewusstsein auf See.

° Polen

Mit dem Beitritt Polens zur EU und zum Schengen-Raum wurden die Grenzen zur Russischen
Foderation, zur Republik Belarus und zur Ukraine ebenso wie die polnische Ostseekiiste und
die internationalen Flugh&fen zu AulRengrenzen der Europdischen Union. Die ca
1185 Kilometer lange Landgrenze gehdrt zu den langsten Abschnitten, die von einem
einzelnen Mitgliedstaat geschutzt werden. 70 Prozent der vorgesehenen Haushaltsmittel fir
den Zeitraum 2007 bis 2013 sind fir die Modernisierung der Grenzinfrastruktur und die
Aktualisierung der notwendigen IKT-Systeme fur Grenzkontrollen und Grenziberwachung
eingeplant. Unter anderem werden die vorhandenen Anlagen modernisiert und neue
Grenzschutzposten geschaffen; zur Aufwertung der Kommunikationssysteme werden neue
Funktirme gebaut, ein Bereich fir Grenzschutzhunde wird angelegt, neue
Hubschrauberlandeplétze sollen entstehen, Fahrbahnspuren werden neu gebaut oder
verandert.

. Slowenien

Als Land am Ende der sogenannten Balkan-Route ist Slowenien mit Schleusertum, illegaler
Einwanderung und anderen Arten von grenziberschreitender Kriminalitét konfrontiert. Der
Fonds wird zur Aufstockung der im Rahmen des PHARE-Programms und der Schengen-
Fazilitét getétigten Investitionen fur die effektive Sicherung der AulRengrenze zu Kroatien
getétigten Investitionen verwendet. Investiert wird unter anderem in die Infrastruktur an
20 Grenzlibergangsstellen, in  Befoérderungsmittel und technische Ausristung wie
beispielsweise stationdre und mobile Lesegerdte fir biometrische Reisepésse und
Fingerabdriicke. Dartber hinaus sollen die vorhandenen analogen Funkstationen zur
Verbesserung der Kommunikation durch ein modernes digitales TETRA-System ersetzt
werden.

5. UMSETZUNG DER PROGRAMM E FUR 2007, 2008 UND 2009

In diesem Kapitel werden Zahlen und Fakten zur Umsetzung der Jahresprogramme 2007,
2008 und 2009 gemédl? den Berichten der Mitgliedstaaten aus dem Jahr 2010 prasentiert und
verglichen. Die Ubersicht basiert nicht auf Ergebnissen abgeschlossener und finanziell
abgewickelter Projekte, da die Schlussberichte fur 2007 und 2008 noch gepriuft werden und
das Jahresprogramm 2009 noch lauft (Schlussberichte hierfir missen erst zum 31. Mérz 2012
vorgelegt werden). Die Frist fir Antrage auf Anderung von Malinahmen im Jahresprogramm
2009 war der 31.M&z2011. Daher stimmen die Ubersichtsangaben zu geplanten
Malinahmen unter Umstdnden nicht genau mit den Mal3nahmen Uberein, die in den
Mitgliedstaaten tatsachlich durchgeftihrt wurden.
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5.1. Auswahlverfahren und Hauptbeginstigte
511  Gesamtansatz

Fondsmittel werden hauptséchlich in Bereichen eingesetzt, in denen entweder eine De-jure-
Monopolstellung der nationalen Verwaltungen besteht oder in denen eine offene
Ausschreibung aus Sicherheitsgrinden nicht mdglich ist. Durch den Fonds gefdrderte
Malnahmen werden daher Uberwiegend mittels einer sogenannten Durchfihrungsstelle
umgesetzt. Die zustandige Behorde setzt Projekte dabei wahlweise alein oder in
Zusammenarbeit mit anderen nationalen Verwaltungsbehdrden um, die Uber spezifische
Kompetenzen dafir verfligen. Bereits bei der Ausarbeitung der Jahresprogramme bestimmen
die zustandigen Behorden die Projektbeginstigten und die durchzuf ihrenden Mal3nahmen. Da
der Fonds auf verschiedene Politikbereiche ausgelegt ist, lasst sich eine ausgewogene
Umsetzung des Fonds nur dann erreichen, wenn ale betroffenen nationalen Akteure
fruhzeitig einbezogen werden.

5.1.2. Auswahlverfahren

Auswahlverfahren wurden durchgefthrt, um zu ermitteln, welche Mal3nahmen im Rahmen
der Jahresprogramme durchgefihrt werden sollten, und dabel einerseits Interessenkonflikten
vorzubeugen und andererseits dem Grundsatz eines ausgewogenen Preis-Leistungs
Verhdltnisses Rechnung zu tragen. Am haufigsten wurde auf Aufrufe zur
Interessenbekundung zurtickgegriffen, die an potenzielle Beglnstigte gerichtet werden. Zur
Lenkung des Verfahrens wurden interministerielle Ausschisse eingerichtet. In Ungarn
wurden beispielsweise fur jedes Jahresprogramm nicht offene Aufrufe zur
Interessenbekundung organisiert, die in zwel Phasen untergliedert waren. In der ersten Phase
wurden die zustdndigen nationalen Behorden direkt aufgefordert, eine algemeine
Projektbeschreibung vorzulegen. Danach ermittelte ein unabhéngiger Bewertungsausschuss
die im Rahmen der Jahresprogramme zu realisierenden Projekte. Nach der Genehmigung des
Jahresprogramms wurden die ausgewahlten Begunstigten aufgefordert, detaillierte
Projektbeschreibungen zu unterbreiten. Ein dhnlicher zweistufiger Ansatz wurde auch in
Polen verfolgt. Litauen ermittelte die Projektbeginstigten bei der Ausarbeitung des
Mehrjahresprogramms. Die Auswahl der Projekte erfolgte dann, nachdem die Kommission
den Entwurf des Jahresprogramms genehmigt hatte. In Italien wurde eine Arbeitsgruppe mit
Vertretern mehrerer nationaler Amter eingerichtet, um die Beteiligung verschiedener
betroffener offentlicher Einrichtungen zu erreichen. Die as Kollegialorgan handelnde
Arbeitsgruppe anaysierte die von potenziellen Endbegunstigten eingereichten
Projektvorschlége und beriet die zustandige Behorde bel der Auswahl von Mal3nahmen.
Dieses Modell wurde auch in Landern mit kleineren Zuweisungen genutzt, beispielsweise in
Déanemark, wo ein interministerieller Lenkungsausschuss an der Auswahl der Projekte
beteiligt war.

513.  Hauptbeginstigte

Die Hauptbegunstigten bei Projekten aus den Jahresprogrammen 2007 bis 2009 waren in der
Regel speziaisierte Abteilungen bzw. Agenturen, die dem jeweiligen Innenministerium
unterstehen, beispielsweise Grenzschutzdienste, nationale Polizeibehdrden, 1T- und
Kommunikationsabteilungen. AuRRerdem wurden Projekte von den Konsulardiensten
durchgefihrt, die den Aul3enministerien unterstellt sind.
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Je nach den nationalen Gegebenheiten haben einige Mitgliedstaaten andere o6ffentliche
Einrichtungen mit spezifischeren Kompetenzen ausgestattet, beispielsweise das
Bundeskriminalamt in Deutschland, dem die Verantwortung fir das SIS Ubertragen wurde,
oder die Behorde fir Binnenwasserstrallen in Litauen, die fiir die Uberwachung im nordlichen
Tell des an Russland angrenzenden Kurischen Haffs zusténdig ist.

5.2. Quantitative Aspekte der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten

5.2.1. Aufschltsselung der Mittel nach den fiinf EU-Prioritéten

Abbildung 4: EU-Mittel 2007, 2008 und 2009 nach Prioritét

7] | D
1000 [ [N

90%
80%
70% Prioritat 5
60% = Prioritat 4
50% | D prioritat 3
40% | ® brioritat 2
30% B prioritat 1
20%
10%

0%

2007 2008 2009

Prioritéten 1 und 2 deckten 72 Prozent der Mittelzuweisungen des Aul3engrenzenfonds von
2007 bis 2009 ab; Prioritdt 4 machte 21 Prozent der verfigbaren Mittel aus;, auf die
Prioritéten 3 und 5 entfielen 3 Prozent bzw. 4 Prozent.

Entsprechend der mehrjahrigen Programmplanung der Mitgliedstaaten wurde die Auswahl der
mit Fondsmitteln finanzierten Aktivitdten in den ersten Jahren der Umsetzung zunéachst durch
nationale Erfordernisse beim integrierten Grenzschutz, bei Uberwachungskapazititen sowie
beim VIS und SISII bestimmt (Priorititenl, 2 und 4). Im weiteren Verlauf des
Fondszeitraums erhielten Malnahmen zur Unterstitzung des Visaausstellungsverfahrens
jedoch grofderes Gewicht (Prioritét 3). Dieser Trend setzt sich auch in den Folgejahren des
Programms — 2010 und 2011 — fort. Im Laufe der Jahre fiihrten verschiedene Mitgliedstaaten
Malinahmen im Zusammenhang mit Risikoanalyse, Schulungen fir Grenzschutzbeamte und
Konsulardienste sowie Werbekampagnen und Informationsverbreitung durch (Prioritét 5),
alerdings waren die hierfir zugewiesenen Mittel insgesamt gering und sanken am Anfang des
Fondszeitraums.
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Abbildung 5: 2007-2009 — M allnhahmenauswahl der Mitgliedstaaten nach Prioritat im Rahmen der Jahresprogramme

AuRengrenzenfonds 2007- Umsetzung nach Prioritét
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AulRengrenzenfonds 2009- Umsetzung nach Prioritéat
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In den Jahresprogrammen 2007 bis 2009 hatten Mal3nahmen der Prioritéten 1, 2 und 4 sowohl
in Bezug auf den zugewiesenen Betrag als auch in Bezug auf die Anzahl der Mitgliedstaaten,
die diese Malinahmen durchfiihrten, eine anndhernd gleichbleibende Bedeutung. Dies ist
zurUckzufihren auf die Tatsache, dass es hierbel vor allem um Investitionen geht, die ihrer
Art nach auf Mehrjahresprojekte ausgelegt sind. Die Auswahl solcher Projekte in einem der
Jahresprogramme wirkt sich daher in gewissem Male auch auf die Auswahl in den
nachfolgenden Jahresprogrammen aus.

Die Anzahl der Mitgliedstaaten, die Mal3nahmen der Prioritét 3 durchfihrten, blieb fast
unverandert; die internen Variationen waren gering. Zum Tell ist dies eventuell durch
ingtitutionelle Gegebenheiten und einen bestimmten strategischen Rahmen in den
betreffenden Landern erklarbar. Fir derartige Projekte ist eine enge Kooperation mit einer
anderen Stelle erforderlich, Gblicherweise dem AulRenministerium. In einigen Landern ist die
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Partnerschaft gut entwickelt, sodass eine reibungslose Zusammenarbeit moglich ist; in
anderen Landern sind solche Verbindungen weniger offenkundig. Einige Mitgliedstaaten
haben sich dafiir entschieden, die visabezogenen Verfahren ausschliefdlich mit nationalen
Mitteln zu finanzieren.

Die Bedeutung von Prioritdt 5 nimmt gemessen an der wachsenden Anzahl der
Mitgliedstaaten insgesamt zu.

Im Berichtszeitraum fuhrten ale Mitgliedstasten Maldnahmen im Zusammenhang mit
notwendigen 1T-Systemen fir Auengrenzenschutz und Visa durch (Prioritét 4); ale
Mitgliedstaaten aufRer DK und LU fihrten Mal3nahmen zur schrittweisen Einrichtung des
integrierten  Grenzschutzes durch (Prioritét 1). Malinahmen zur Verstarkung der
Uberwachungskapazitdt und zum Aufbau von EUROSUR (Prioritdt 2) wurden von zehn
Mitgliedstaaten durchgefuhrt (EL, ES, FR, HU, MT, IT, LT, PT, SE und SlI). Dreizehn
Mitgliedstaaten verwendeten einen Teil ihrer Programmmittel auf Mal3nahmen im
Zusammenhang mit Visaausstellungsverfahren (Prioritét 3): AT, BE, CY, CZ, DE, EL, ES,
FI, HU, NL, PL, Sl und SE. Funfzehn Mitgliedstaaten — alle ausgenommen CY, DK, EE, LU,
MT, NL, PT und SE — fuhrten Schulungs- und/oder Informationsverbreitungstétigkeiten durch
(Prioritét 5).

Bei Betrachtung der Veranderungen im zeitlichen Verlauf ergibt sich folgendes Bild: Der
Antell an den Gesamtmitteln blieb bei fast allen Prioritéten tUber alle Programmjahre hinweg
stabil. Die Ausnahme bilden Prioritét 3— hier stiegen die zugewiesenen Mittel 2009
bemerkenswert stark an — und Prioritdt 5 mit einem besonders hohen Stand der zugewiesenen
Mittel im Jahr 2007. Die Entwicklung bel Prioritét 5 ist eventuell zum Teil auf einen
verstarkten Schulungsbedarf seitens der Dienste zurtickzufihren, die in der Startphase des
Fonds zum Einsatz kommen.

5.2.2.  Anzahl der MalRnahmen

Tabelle 3: 2007—2009 — Anzahl der M aRnahmen nach Prioritat

Prioritét 1 | Prioritéat 2 Prioritét 3 | Prioritdt 4 | Prioritdt5 | Summe 2007-2009
2007 76 27 32 57 25 217
2008 78 35 18 48 26 205
2009 65 23 32 52 31 203
Gesamt 219 85 82 157 82 625
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Abbildung 6: 2007—2009 — Verteilung von (EU-)Mitteln und MafRhahmen nach Prioritét im Rahmen des Fonds

Prioritat 3
82 MaBnahmen
Prioritat 2 13 MS
85 MaBnahmen 14 249 335 €
10 MS 3%
162 217 808 €
38%
Prioritat 4
157 MaBnahmen
23 MS
89 115 553 €
21%
Prioritat 1
219 MaBnahmen Prioritat 5
21 MS 82 MaBnahmen
145 788 842 € 15 MS
34% 15 445 509 €
4%

Bezogen auf die Anzahl der durchgefihrten Mal3nahmen dominieren Prioritdt 1 und
Prioritét 4 mit @nlichen Durchschnittskosten pro Maf3nahme: rund 600 000 EUR. Bei den
Prioritdten 3 und5 stimmt die Anzahl der durchgefiihrten Mal3nahmen Uberein; die
Durchschnittskosten betrugen hier circa 180 000 EUR. Fir die zu Prioritét 2 gehdrenden
durchgefiihrten Mal3nahmen waren im Durchschnitt Mittel in Hohe von 2 000 000 EUR
erforderlich.

5.3. Qualitative Aspekte der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten
5.3.1. Kategorien der MalRnahmen des Fonds — Typologie

Die durch den Fonds unterstitzten Mal3nahmen unterscheiden sich von den durch andere
Fonds aus dem Generellen Programm geférderten Mal3nahmen dadurch, dass sie tberwiegend
Investitionen in Sachanlagen betreffen und nicht etwa Einsdtze oder ,,weiche” Mal3nahmen
wie Beratung, Schulung und Ahnliches. Die Kommission hat daher ein Analysewerkzeug fur
die im Rahmen des Fonds getétigten Investitionen entwickelt. Beurteilungsrundlage sind
dabei die erzielten Ergebnisse. Die Malinahmen lassen sich unter der jeweiligen Prioritét
einstufen. Bel Prioritdd 1 wurden zwei Unterkategorien von Mal3nahmen ermittelt:
kontrollbezogene Malnahmen (an Grenzibergangsstellen) und Uberwachungsbezogene
Malinahmen (entlang des Grenzverlaufs). Fur jede Unterkategorie wurden die folgenden
Kategorien fir verschiedene Arten von Ergebnissen definiert:  Infrastruktur,
Beforderungsmittel, Betriebsausristung und IT-Systeme. Bel Prioritdd 2 wurde im
Wesentlichen nach demselben Muster vorgegangen. Bei Prioritdt 3 wurden die Mal3nahmen
den Kategorien Infrastruktur, Ausristung, 1T-Systeme, konsularische Zusammenarbeit oder
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Bereitstellung von Verbindungsbeamten fir Einwanderungsfragen zugeordnet. Prioritét 4
beinhaltet Investitionen im Zusammenhang mit dem SIS, dem VIS und anderen relevanten I T-
Systemen. Bei Prioritdt 5 waren Schulungen und Risikoanalysen die Hauptkategorien, erganzt
durch Informationskampagnen und andere Aktivitéten.

Abbildung 7: 20072009 — Verteilung von Mitteln (EU-Beitr&ge und nationale Finanzierung) nach Ergebnissen

Konsularische Zusammenarbeit und Verbindungsbeamte []12.379.750 2%

Informationskampagne und Unterstiitzung |100.990 0,02%

Sonstiges []3.699.138 1%

Betriebsausristung fir Visumausstellung []3.851.619 1%

Konsularische Infrastruktur []4.847.795 1%

Schulung []12.000.514 2%

Betriebsausristung fiir Grenzkontrollen 32.360.455 5%

SIS 39.147.129 6%

Sonstige IKT-Systeme 39.947.660 (7%

Grenzinfrastruktur 52.106.772 8%
Betriebsausristung fur Grenziiberwachung 70.099.545 9%
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In den ersten Jahren der Umsetzung des Fonds wurde fast die Hélfte der Mittel flr
die Erweiterung der Grenziberwachungskapazitat verwendet (Investitionen in
verschiedene Beforderungsmittel machten 36 Prozent aus, darauf folgten
Grenziiberwachungssysteme mit 12 Prozent und Ausrustung fur Grenziberwachung
mit 9 Prozent).

Ein Viertel der Mittel floss in IT-Systeme (das VIS hatte einen Anteil von
10 Prozent, das SIS 6 Prozent, andere I T-Systeme 7 Prozent).

Weniger als ein Funftel wurde in die Verstarkung von Grenziiber gangsstellen
investiert (8 Prozent der Mittel kamen der Grenzinfrastruktur zugute, die
Betriebsausristung fir Kontrollen an Grenziibergangsstellen hatte einen Anteil von
5 Prozent, IKT-Systeme fir Kontrollen an Grenziibergangsstellen machten 4 Prozent
aus).

Beispiele fur erzielte Ergebnisse

Die Mittel wurden vor alem fir den Erwerb von Fahrzeugen fir die
Grenzilberwachung — Hubschrauber fir die Uberwachung aus der Luft,
Wasserfahrzeuge fiur die Seegrenzeniberwachung, Landfahrzeuge fir die
Uberwachung der Landgrenzen — eingesetzt. Zypern nutzte die verfiigbaren Mittel,
um die eigene Uberwachungskapazitdt deutlich zu auszubauen: Im Rahmen der
Programme von 2007 bis 2009 wurden zwei Hubschrauber, zwei Patrouillenboote
mittlerer Grof3e und vierzig Landfahrzeuge erworben. Auch Estland, Finnland und
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Spanien kauften Hubschrauber. Malta ersetzte die vorhandenen Boote durch vier
neue Patrouillenboote mit— bezogen auf Zeit, Ausrlstung und Besatzung —
erweiterter Kapazitét fir Seepatrouillen. Griechenland investierte in eine Reihe von
Kraftfahrzeugen fur Patrouillen sowie in Patrouillenmotorrader fir den Einsatz auf
Straf3en in Grenzgebieten. Kistenpatrouillenboote wurden auch von Deutschland,
Finnland, Spanien und Estland erworben. Finnland kaufte zudem
Luftkissenfahrzeuge, Eisfahrzeuge sowie eisgangige Boote. Spanien erwarb
Starrfliigel flugzeuge fur die Seeliberwachung. Ungarn erwarb mobile schwimmende
Plattformen fur den Einsatz von Patrouillenbooten mit geringem Tiefgang auf dem
Grenzfluss Theil3 zwischen Ungarn und der Ukraine.

Ein sehr kleiner Teil der erworbenen Beférderungsmittel ist fir den Einsatz an
Grenzibergangsstellen bestimmt, um verstarkt fir effektive Kontrollen zu sorgen.
Ein Beispiel dafir ist ein Fahrzeug, das mit speziellen Warmebildgeréten ausgestattet
ist. Es dient zu Patrouillen in der Umgebung des internationalen Flughafens Prag in
der Tschechischen Republik. Die Slowakei erwarb besondere Geléndefahrzeuge fir
die enge Zusammenarbeit zwischen Grenzschutzbeamten und Zollbeamten bei
Grenzkontrollen.

Grenzliberwachungssysteme: Frankreich, Spanien und Malta tétigten Investitionen in
nationale Komponenten des europdischen Uberwachungssystems (siehe unten).

Die Kategorien VIS und SIS umfassen Investitionen in Hardware, Software,
Datenbankentwicklung, Anpassung und Pflege nationaler Datenbanken, Vernetzung
und Tests sowie in Ausrustung zur Erfassung relevanter Daten (einschliefdich
biometrischer Daten) fur die beiden Systeme. Danemark widmete dem Visa
Informationssystem den Groldteil seiner Programmmittel. In Luxemburg werden mit
den Programmen dagegen ausschliefdlich Ausgaben in Verbindung mit dem
Schengener Informationssystem gefordert. Alle Mitgliedstaaten setzten in mehr oder
weniger grof3em Umfang Fondsmittel ein, um sich besser auf ihre Beteiligung an den
beiden Systemen vorzubereiten.

Betriebsausristung fur Grenziberwachung: Zu nennen sind der Kauf von
Warmebildkameras, Nachtsicht- und Fernsichtgerdten (Griechenland), die
Navaliserung von Hubschraubern, unter anderem durch Ausstattung mit
Rettungswinden, = Warmebildgerdten und  zusétzlichen  Suchscheinwerfern
(Deutschland), der Erwerb von Radarsensorausristung und Modernisierung der
Bildubertragungsverbindung (Finnland) sowie die Ausriistung von Patrouillenbooten
und Hubschraubern mit modernen Optroniksystemen fir die Uberwachung der

Seegrenzen (Spanien).

Grenzinfrastruktur: Diese Kategorie betrifft Investitionen fur Flughdfen und
Grenzubergangsstellen an Landgrenzen. Deutschland unterstiitzte ein Projekt an der
Grenzlbergangsstelle im Hamburger Kreuzfahrtterminal (,,Cruise Center®) und
investierte in die Entwicklung von getrennten Kontrollspuren mit zugehoriger
Beschilderung am Flughafen Nirnberg. Frankreich schuf am Flughafen Roissy eine
spezielle Wartezone fiir unbegleitete Minderjahrige.

Andere IKT-Systeme as VIS und SIS: Durchgefihrt wurden Projekte im
Zusammenhang mit der Datenverarbeitung beim Flug- und Seeverkehr, der
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Entwicklung eines Systems zur Registrierung und Ubertragung von Angaben zu
beférderten Personen im Luftverkehr (Deutschland) sowie der Entwicklung von IT-
Anwendungen fur die Verwaltung von Daten zu Drittstaatsangehdrigen, denen die
Einreise in das Schengen-Gebiet nicht gestattet ist (Frankreich).

- Betriebsausristung fir Grenzkontrollen: Zum Einsatz kam Ausristung im
Zusammenhang mit der Einfuhrung von automatischen Grenzkontrollen und Geréten
zur Erfassung von Reisedokumenten mit dem Ziel der Sicherung effektiver
|dentitatsiberprifungen (siehe unten). Darlber hinaus erwarben unter anderem
Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Spanien, die Tschechische
Republik und Ungarn moderne Anlagen fur die Dokumenteniberprifungen, die
reibungslose Kontrollen an den Grenzen erméglichen und zur Bekdmpfung von
Dokumentenbetrug beitragen.

- Im Berichtszeitraum umfasste die Kategorie fur konsularische Zusammenarbeit und
Verbindungsbeamte ausschlieflich von Belgien, Finnland und Deutschland
durchgefihrte Mal3nahmen zum Einsatz von Verbindungsbeamten fir
Einwanderungsfragen, Grenzschutzverbindungsbeamten und Dokumentenberatern in
Drittlandern.

- Konsularische Infrastruktur: In diesem Bereich gab es Mal3nahmen zur Erhéhung der
Sicherheit bei Konsularstellen durch Anpassung der vorhandenen Infrastruktur,
Einrichtung von Visaschaltern, Anbringung von Sicherheitstiiren und schusssicheren
Dokumentenausgabefenstern (Osterreich, Ungarn, Tschechische Republik) sowie
Maltnahmen zur Verbesserung der Bearbeitung von Visumantrégen durch den
Erwerb von Betriebsausriistung, Software und Hardware (Osterreich, Finnland,
Ungarn, Tschechische Republik, Spanien).

- Von Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, Lettland,
Litauen, Osterreich, Polen, der Slowakei, Slowenien, Spanien, der Tschechischen
Republik und Ungarn wurden aulRerdem verschiedene Schulungssitzungen und
Seminare fir Grenzschutzbeamte und Konsularbedienstete organisiert. Die
Bandbreite reichte von Schulungen zur Verwendung bestimmter Geréte und
Softwareprodukte  Uber Workshops zum  Schengen-Besitzstand und  zu
Auswelsfaschung bis hin zu arbeitsbezogenen Sprachkursen.

5.3.3. Beispiele fur durchgefihrte MafRhahmen in bestimmten vom Fonds abgedeckten

Bereichen
A. Dokumentensicher heit und Bekampfung von Dokumentenbetrug
Die Bekampfung von Dokumentenbetrug— insbesondere bei Identitdétss und

Reisedokumenten — ist der Européischen Union seit jeher ein Anliegen. Sowohl der
Schengener Grenzkodex als auch der Visakodex schreiben den Mitgliedstaaten die Prifung
der Echtheit von Identitats- und Reisedokumenten vor, die zum Uberqueren der AulRengrenze
oder zum Beantragen eines Visums verwendet werden.

Zudem gehdren gemal3 Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates zur Schaffung eines Netzes
von Verbindungsbeamten fur Einwanderungsfragen die Sammlung und der Austausch von
Informationen Uber gefdlschte bzw. verfdschte Identitdtss und Reisedokumente zu den
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Aufgaben der im Ausland eingesetzten V erbindungsbeamten fur Einwanderungsfragen.

Durch die vom Rat am 3. Dezember 1998 angenommene Gemeinsame Mal3nahme wurde ein
europdisches Bildspeicherungssystem (FADO — False and Authentic Documents Online /
Gefadlschte und echte Dokumente Online) eingerichtet. Das System soll den
computergestiitzten Austausch von Informationen ermdglichen, die den Mitgliedstaaten zu
echten und gefdlschten Dokumenten vorliegen. Die Mitgliedstaaten wurden in den
Schlussfolgerungen des Rates vom 5./6. Juni 2008 aufgefordert, umfassenden Gebrauch von
diesem System zu machen.

Durch den AulRengrenzenfonds wurden Mitgliedstaaten bel der Bekdmpfung der Verwendung
ge- bzw. verfalschter Identitéts- und Reisedokumente unterstitzt. Im Zeitraum 2007 bis 2009
fuhrten 17 von 23 Mitgliedstaaten Mal3nahmen im Zusammenhang mit diesem Ziel durch und
wendeten dafUr 8,7 Prozent der fur diesen Zeitraum verfligbaren Gesamtmittel des Fonds auf.

Die Lander, bei denen die Bekdmpfung von Dokumentenbetrug den grofden Anteil am
Budget hatte, waren Italien (32 Prozent), Deutschland (21 Prozent), die Slowakische Republik
(19 Prozent) und die Tschechische Republik (16 Prozent). Ungarn, Finnland, Litauen,
Belgien, Osterreich, Portugal und Malta setzten zwischen 4 und 10 Prozent ihrer jahrlichen
Mittel zuwei sungen fur entsprechende Mal3nahmen ein.

Abbildung 8: 2007-2009 — Mittelverwendung fur Mafnahmen zur Beké&mpfung von Dokumentenbetrug als Prozentsatz der
gesamten Mittelzuweisungen aus dem Auf3engrenzenfonds
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Mit insgesamt 18 in den drei Programmjahren ausgefihrten Mal3nahmen gegen
Dokumentenbetrug war Deutschland auf diesem Gebiet am aktivsten. In Italien konzentrierte
sich ein grofierer Budgetanteil auf erheblich weniger Mal3nahmen: Zwischen 2007 und 2009
wurden vier Mal3nahmen durchgefiihrt. Der tschechische Budgetanteil wurde auf sechs
Malinahmen verteilt — zwei in jedem Programmjahr. Die Slowakel flhrte zur Bekampfung
von Dokumentenbetrug nur zwei Mal3nahmen durch; fur eine davon wurde ein relativ grofier
Teil der vergleichsweise kleinen Mittel zuwei sung verwendet.

Die folgenden Arten von Maldnahmen wurden zur Friherkennung gefélschter Dokumente
durchgefiihrt, um unrechtméfdige Einreisen in den Schengen-Raum zu erkennen bzw. zu
verhindern:

- Erwerb von Ausristung fir Grenzschutzbeamte und Konsulate. Die von
Grenzschutzbeamten in der ersten und zweiten Kontrolllinie eingesetzten Geréte
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dienen zur Uberprifung der Echtheit von Reisedokumenten. Deutschland stattete
beispielsweise Flughdfen mit Dokumententberprifungstechnologie aus, die das
Kontrollieren ~ von  optischen,  elektronischen und  biometriegestiitzten
Sicherheitselementen ermdglicht. Zur Ausristung, die bei Visaausstellungsverfahren
in Konsulaten zum Einsatz kommt, gehdren Geréte zur Erfassung biometrischer
Daten, bei spielsweise Fingerabdruckscanner.

- Schulung von Konsularbediensteten und Grenzkontrollpersonal zur Erkennung ge-

bzw. verfadschter Dokumente. Frankreich setzte Mittel aus allen drei Programmen
fur Schulungsmalien ein, um Personal an Grenzibergangsstellen Uber das Erkennen
gefalschter Reisedokumente und die Verwendung der technischen Ausrlistung zur
Erkennung von Dokumentenbetrug zu informieren. Finnland integrierte die Schulung
zur Erkennung gefédlschter Dokumente in die allgemeinen Kurse zur Unterrichtung
von Konsularbediensteten Uber Einwanderungsfragen. Deutschland bildete
Grenzpolizisten in der Schnellerkennung von Dokumentenbetrug aus und schulte
Dokumentenberater zur Erweiterung ihrer Kommunikationsfahigkeiten und
interkulturellen Kompetenzen.

- Einsatiz von Dokumentenberatern oder von Verbindungsbeamten fir

L uftfahrtgesellschaften und Verbindungsbeamten fir Einwanderungsfragen. In
Belgien, Deutschland und Finnland wurden Dokumentenberater und
Verbindungsbeamte beispielsweise in Schulungen zur Erkennung gefdlschter
Dokumente eingebunden und diesbeziglich beraten, um Informationen zum
Dokumentenbetrug an Entscheidungstréger und Konsularbedienstete in Drittlandern
sowie an Mitarbeiter von Fluggesellschaften und Grenzkontrollbehdrden weitergeben
zu konnen. Dartber hinaus wurden Initiativen ergriffen, um die strategische und
operative Zusammenarbeit zwischen Behorden und Grenzpolizel in den jewelligen
Mitgliedstaaten einerseits und Behdrden und Grenzpolizei in anderen Mitgliedstaaten
und Drittlandern andererseits zu verbessern und das Netz von V erbindungsbeamten
auszubauen.

- Weiterentwicklung der Nutzung und Erweiterung der Datenerfassung beim System

FADO (False and Authentic Documents Online / Gefélschte und echte Dokumente
Online), einem webbasierten Instrument zur Vereinfachung des zwischen
Mitgliedstaaten ablaufenden Austauschs von Informationen Uber erkannten
Dokumentenbetrug. BE, DE und PT haben Mittel aus dem Auf¥engrenzenfonds
eingesetzt, um nationale Informations- und Verifizierungssysteme zur Uberpriifung
der Gultigkeit von Reisedokumenten in Verbindung mit dem FADO-System zu
entwickeln oder zu erweitern. In ES und LT wurden Mal3nahmen fir die Verbindung
nationaler Kontaktstellen und zustdndiger Behdrden mit dem FADO-System
durchgefiihrt. Neben den ausgewdhiten Mitgliedstaaten haben auch vier weitere
Mitgliedstaaten (CZ, HU, MT und SK) Maldnahmen zur Entwicklung von
Datenbanken und Informationssystemen durchgeftihrt, die an das FADO-System
anzuschlief3en sind, oder Mal3nahmen zur algemeinen Nutzung von FADO bel der
Bekampfung von Dokumentenbetrug eingel eitet.

B. Visa-Informati onssystem

Das Visa-Informationssystem (V1S) ist ein System fur den Austausch von Visadaten zwischen
Schengen-Staaten; es dient damit primar zur Unterstiitzung der gemeinsamen Visumpolitik.
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Darlber hinaus wird es Kontrollen an den Aul3engrenzen und innerhalb der Mitgliedstaaten
vereinfachen und die Anwendung der Dublin-Verordnung erleichtern, in der Kriterien zur
Bestimmung des fur die Prifung eines Asylantrags zustandigen Mitgliedstaats festgelegt sind.
Beim VIS handelt es sich um eine européische zentrale Datenbank, die mit den nationalen
Systemen der Mitgliedstaaten verbunden wird, damit deren Visum- und Grenzstellen bzw.
andere zustandige Behoérden Daten zu Visumantrégen und den zugehdrigen Entscheidungen
eingeben und abrufen kdnnen. Mit der Entscheidung 2004/512/EG des Rates zur Einrichtung
des Visa-Informationssystems wurde die Struktur des Systems festgelegt; zudem erhielt die
Kommission damit den Auftrag, fur die technische Entwicklung des VIS zu sorgen. Die
nationalen Systeme werden hingegen von den Mitgliedstaaten angepasst und entwickelt. Das
VIS basiert auf einer zentralisierten Architektur. ES besteht aus einem zentralen
Informationssystem, einer Schnittstelle in jedem Mitgliedstaat zur Herstellung der
Verbindung zur betreffenden nationalen Behdrde des jeweiligen Mitgliedstaats sowie aus der
Kommunikationsinfrastruktur zwischen dem zentralen Visa-lnformationssystem und den
nationalen Schnittstellen. In Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europdischen Parlaments
und des Rates ist der Rechtsrahmen fiir die Funktionsweise des V1S festgel egt.

Das VIS wurde voraussichtlich am 11. Oktober 2011 in Betrieb genommen. Die ersten drei
Regionen, in denen das VIS zum Einsatz kommt, sind Nordafrika, dann der Nahe Osten und
danach die Golfregion. Aul3erdem ist die Entwicklung eines Kommunikationsnetzwerks fir
einen sicheren Datenaustausch zwischen Konsulaten geplant.

Um die Mitgliedstaaten bei der Entwicklung ihrer nationalen Visasysteme zu unterstiitzen und
die VIS-Anforderungen im Rahmen der gemeinsamen Visumpolitik zu erfillen, wurden VIS
bezogene Malinahmen zu 75 Prozent durch den Fonds gefordert. Von Mitgliedstaaten wurden
knapp 49 Mio. EUR in VIS-bezogene Mal3nahmen investiert; dies entspricht 10 Prozent der
Gesamtmittel aus dem AuRengrenzenfonds fur diesen Zeitraum. Alle Mitgliedstaaten mit
Ausnahme von Slowenien und Luxemburg fuhrten innerhalb ihrer Jahresprogramme fur den
Zeitraum 2007 bis 2009 Mal3nahmen zur V1S-Bereitstellung durch.
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1
Abbildung 9: 2007-2009 — Prozent der Haushaltsmittel des Auf3engrenzenfonds 0, die Malinahmen im Zusammenhang mit dem VIS
zugewiesen sind
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Déanemark, die Niederlande und Belgien haben den groften Teil ihrer Mittel Mal3nahmen
zugewiesen, die mit der Vorbereitung auf die VIS-Einfuhrung zusammenhéngen. Danemark
widmete alle Malinahmen bis auf eine aus den Jahresprogrammen 2007 bis 2009 diesem
Zweck, das entspricht nahezu 90 Prozent der Gesamtmittel aus dem Auf3engrenzenfonds.
Estland wendete mit 0,2 Prozent den geringsten Mittelanteil fir V1S-bezogene Mal3nahmen
auf (im Vergleich zu den Gesamtmitteln).

Die folgenden Mal3nahmen wurden unterstitzt:

Malinahmen fir nationale Datenbanken dienten dazu, eine Schnittstelle fur die
Kommunikation mit dem Zentral system aufzubauen (AT), die technische Anbindung
zum zentralen Visa-Informationssystem herzustellen (NL), nationale Anwendungen
neu zu erstellen bzw. vorhandene Anwendungen anzupassen (Beispiele sind die
Anwendung VISION in AT, VISABIO in FR, BELVISin BE, NET-VISin EL), fir
die VIS-Anbindung notwendige Software zu entwickeln und zu testen (CY, DE, DK,
FI, FR, SE) und ein VIS-Einsatzzentrum einzurichten (DK).

Malinahmen zur Forderung der Verbindung zu den Konsulaten umfassten den
Kauf von Hardware und Software (IT), die Neuinstallation und Aktualisierung von
Visum-Workstations und zugehoériger Software in allen diplomatischen und
konsularischen Stellen (AT, SE), den Erwerb von Systemen zur Verarbeitung von
Fingerabdriicken und Gerdten zur Erfassung biometrischer Daten (AT, BE, CZ, Fl,
FR, NL, PL, ES, SI), die Erweiterung des Netzwerks der diplomatischen Missionen
und konsularischen Vertretungen zur Sammlung von biometrischen Daten (BE)
sowie die Schulung von Mitarbeitern (FI, NL, SE).

Bei Malnahmen fir die Verbindung von Grenzibergangsstellen lag der
Schwerpunkt auf dem Erwerb von Ausrtstung fir die Datentberprifung (hierzu
gehdren beispielsweise stationdre und mobile Anlagen zur Uberpriifung von

In den Angaben ist technische Hilfe berticksichtigt.
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Fingerabdriicken), auf dem Erwerb von Gerédten zur Erfassung biometrischer Daten
fur die Visaausstellung (BE, DE, FI, FR, HU, NL, PL) sowie auf Schulungen fir
Mitarbeiter (PL).

o Finnland hat Vorbereitungen fir den Ersatz des VISION-Protokolls durch das
VIS-MAIL-Kommunikationsnetzwerk getroffen; unter anderem wurde eine
SMTP-Mailserverinfrastruktur — eingerichtet, und die nationae VIS-MAIL-
Anwendung wurde analysiert, weiterentwickelt und getestet. Auch Spanien hat in die
Entwicklung eines sicheren VIS-MAIL-Kommunikationssystems investiert.

C. Européi sches Grenziiberwachungssystem

Mit dem europaischen Grenziiberwachungssystem (EUROSUR) wird ein Mechanismus fir
Informationsaustausch und Kooperation eingefihrt, der Grenzkontrollbehtrden und Frontex
eine Zusammenarbeit auf taktischer, operativer und strategischer Ebene ermdglicht. Ab
2013 erhalten die Mitgliedstaaten an den Ostlichen und sidlichen Auf3engrenzen mit
EUROSUR den operativen und technischen Rahmen fir die Verbesserung ihres
Situationsbewusstseins und ihrer Reaktionsfahigkeit. Zunachst werden die in den einzelnen
Mitgliedstaaten vorhandenen Uberwachungssysteme zu jeweils einem einzelnen nationalen
System verknlpft. Danach werden auf EU-Ebene gemeinsame Instrumente und
Anwendungen entwickelt, und so wird eine rund um die Uhr verfigbare Umgebung fir den
sicheren Informationsaustausch entstehen. Den Kern des Systems bilden nationale
K oordinierungszentren, die die Aktivitéten samtlicher national er
Grenziberwachungsbehorden straffen.

EUROSUR wurde as , System der Systeme konzipiert“. Es wird einen nahezu in Echtzeit
erfolgenden Austausch von Daten zur Situation an den Grenzen ermdglichen und dadurch zu
angemessenen Reaktionen beitragen, die dul3erst effizient und koordiniert sind.

Die Unterstiitzung des Fonds fiir die Verstarkung der maritimen Uberwachungskapazitét von
Mitgliedstaaten in Vorbereitung auf ein gemeinsames europaisches Uberwachungssystem im
Mittelmeerraum und in angrenzenden Gebieten des Atlantiks hat konkrete Ergebnisse
gebracht: Im Programmzeitraum 2007 bis 2009 wendete Italien im Rahmen von Prioritét 2
einen Anteill von 86 Prozent der eigenen Zuweisungen fur die Verstarkung der
Uberwachungskapazitat auf; in Spanien lag der Anteil bei 85Prozent, in Malta bei
64 Prozent, in Frankreich bei 26 Prozent, in Portugal bei 15 Prozent, in Griechenland und
Slowenien bel 2 Prozent. Mit den durchgefihrten Mal3nahmen fir insgesamt knapp
168 Mio. EUR wurden die nationalen Komponenten des européischen Uberwachungssystems
(EUROSUR) aufgebaut. Der Betrag entspricht circa 32 Prozent der Fondsmittel fir diesen
Zeitraum. Zypern und Griechenland tétigten zudem mit Mal3nahmen der Prioritét 1 wichtige
Investitionen fiir eine verbesserte Uberwachung der Seegrenzen.

Die meisten der betroffenen Mitgliedstaaten haben den Aspekt der Grenziiberwachung an den
Kusten in die algemeine Verstarkung der Aul3engrenzeniiberwachung einbezogen. Frankreich
und Spanien haben dagegen gewissermal3en einen ,regionaen Ansatz® verfolgt und ein
umfassendes Grenziberwachungssystem aufgebaut. In Spanien wurde das integrierte
Aulengrenzenuberwachungssystem SIVE geschaffen. Ziel war es, insbesondere die
unrechtmallige Einreise von Personen und unrechtméige Einfuhr von Waren Uber die
gpanische Kuste zu verhindern. In Frankreich bildet das System SPATIONAV zur
Uberwachung der AuRengrenzen den Rahmen fir alle Aktivitaten und Mafnahmen rund um
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die Seegrenzentiberwachung. Der Aufbau von SIVE begann vor dem Programm fur 2007, die
Einflhrung des Systems wurde jedoch mit dem Programm 2007 in die Wege geleitet. Bisher
gab es drei Entwicklungss und Erweiterungsphasen, jeweils eine innerhalb der
aufeinanderfolgenden Programme.

Die tbrigen Mitgliedstaaten am Mittelmeer (CY, EL, IT, MT, PT, Sl) haben sich ebenfalls die
Seegrenzeniberwachung zum Ziel gesetzt, jedoch (bisher) keine speziellen Systeme daflr
aufgebaut.

Hier einige der von Mitgliedstaaten durchgefuhrten Mal3nahmen der Prioritét 2 mit
spezifischer Ausrichtung auf EUROSUR:

- In Spanien wurde das integrierte AulRengrenzenliberwachungssystem SIVE
weiterentwickelt. Die Behdrden betonten dabel das Potenzial fir zusétzlich zu
erschlief3ende Vorteile durch eine integrierte Grenziiberwachung, insbesondere in der
Straf3e von Gibraltar und vor den Kisten der Kanarischen und Balearischen Inseln.
Jede SIVE-Implementierung besteht aus mehreren Stationen, die mit Radarsensoren
und optischen Sensoren ausgestattet sind. Sie dienen der Erkennung und
Identifizierung kleiner Boote (Motorboote und kleine Fischerboote), bevor diese die
Kuste ereichen. Die von den einzelnen Stationen erfassten allgemeinen
Informationen werden an eine Kommando- und Kontrollzentrale Gbertragen und dort
zentral gespeichert. Die Zentrale koordiniert die Einsétze von Land-, See- und
Lufteinheiten. Uber die Forderung des Uberwachungssystems hinaus wurden
Fondsmittel eingesetzt, um zwel Starrfligelflugzeuge fur Seepatrouillen und die
Bekdmpfung der irregulé&ren Einwanderung zu erwerben (Gesamtkosten
24 Mio. EUR) und mehrere Hubschrauber und Boote unterschiedlicher Art und
Grol3e sowie Landfahrzeuge anzuschaffen. Spanien hat dieser zentralen Zielsetzung
insgesamt knapp 80 Mio. EUR aus den Jahresprogrammen 2007 bis 2009
zugewiesen. Den spanischen Behdrden zufolge war die Unterstiitzung durch den
Fonds entscheidend fir die schnelle Umsetzung dieses Systems nach der
Migrationskrise 2006. Vier Jahre nach dem Start der Umsetzung von SIVE nahm der
Migrationsdruck auf die Seegrenze von Spanien stark ab.

- In Frankreich wurde SPATIONAV entwickelt, ein Kistennetzwerksystem zur
Aufdeckung, ldentifizierung und Nachverfolgung von Wasserfahrzeugen. Das
vorhandene System wurde mit den Programmen von 2007 bis 2009 schrittweise
verstarkt. Durch  den Erwerb von  moderner  Ausristung — wie
Hochfrequenzradartechnologie, Detektoren an Leuchttirmen sowie durch
Investitionen in Datenverbindungssysteme wurde der Abdeckungsbereich erweltert,
und die Erkennungskapazitéat wurde verstérkt. Frankreich hat der Optimierung von
SPATIONAYV in den Jahresprogrammen 2007 bis 2009 einen Betrag von
10 Mio. EUR zugewiesen.

- Italien erganzte das Seeverkehrssystem fur die Kistenwache durch
Satellitentechnik  und  Infrarotiberwachungssysteme auf  Wasserfahrzeugen.
Hauptsachlich  wurden Invedtitionen in den folgenden Bereichen getdtigt:
Verbesserung der Satellitenkommunikation an der Basisstation; Verbesserung des
Uberwachungsradarnetzes fiir die Kiisten im zentral- und nordadriatischen Raum
sowie im Westen von Ligurien und Sardinien zur Sicherung eines klaren maritimen
Situationsbewusstseins mit Radar- und Wéarmebildkameraaufnahmen; Bereitstellung

30

DE



DE

einer gemeinsamen Betriebssoftware fur alle regionalen Polizeidienststellen und
Grenzpolizeidienststellen; Schaffung einer gemeinsamen Plattform mit einheitlichen,
effektiven Instrumenten und einfacherer Bedienung fur Endanwender; Installation
von Satellitenkommunikationssystemen mit Einbindung in die Bordsysteme von
marineeigenen Offshore-Patrouillenbooten, die flir Marineoperationen eingesetzt
werden. Italien hat fur diese Mal3nahmen 47 Mio. EUR aus den Programmen von
2007 bis 2009 aufgewendet.

- Malta stattete die fur Seeliberwachung zustdndigen Streitkréfte mit einem neuen
interoperablen Kommunikationssystem aus. Vervollstandigt wurde es durch die
Inbetricbnahme von vier neuen Wasserfahrzeugen, die— bezogen auf Zeit,
Ausristung und Besatzung— mehr Kapazitét fur Seepatrouillen bieten. Maltas
Zuweisung fir die Entwicklung des européischen Uberwachungssystems belief sich
im Rahmen der Programme von 2007 bis 2009 auf 17 Mio. EUR.

- Slowenien hat in Dolga Vas ein nationales Koordinierungszentrum fir die
Zusammenarbeit nationaler Behorden bei der Kontrolle der Auliengrenzen
(Erkennung, ldentifizierung, Intervention) eingerichtet. Fir diesen Zweck wurden
von Slowenien (iber 100 000 EUR eingesetzt. Ungarn und Osterreich sind an dem
Projekt beteiligt.

Auch zu Prioritdt 1 gehdrende Mal3nahmen wurden durchgefiihrt, um die Seeliberwachung im
Mittelmeer zu verbessern:

- Zypern hat die Uberwachungskapazitdt durch den Kauf von zwei Hubschraubern
und zwei mittelgroRen Patrouillenbooten, die mit stationdren und mobilen
Uberwachungssystemen ausgestattet sind, deutlich erweitert. Insgesamt wurden
hierfir 5,4 Mio. EUR investiert.

- Griechenland verbesserte seine Grenziberwachungskapazitét durch den Erwerb
verschiedener  Beftrderungsmittel  (darunter  ein Hubschrauber  sowie
Kstenpatrouillenboote) und Ausriistungsgegenstande (darunter Nachtsicht- und
Fernsichtgeréte). Fir diese Investitionen wendete Griechenland knapp 30 Mio. EUR
Programmmittel auf.

D. Automatische Grenzkontrollsysteme

Ausgehend von den aktuellen Rechtsvorschriften konnen Grenzkontrollen fir Unionsblrger
automatisiert werden, sofern diese einen elektronischen Reisepass (ePass) mit den eigenen
biometrischen Daten (Gesichtsbild und seit 2009 zusétzlich Fingerabdriicke) besitzen. Einige
Mitgliedstaaten haben derartige automatische Grenzkontrollsysteme bereits eingefihrt. Die
automatische Grenzkontrolle beginnt mit der Erfassung des Passes. Mit dem Passlesegerét
werden die physischen Sicherheitselemente technisch kontrolliert; zudem wird die
maschinenlesbare Zone gelesen, und die Echtheit des Dokuments wird Gberpruft. Ein vor Ort
aufgenommenes Gesichtshild (bzw. vor Ort erfasste Fingerabdriicke) des Reisenden werden
dann mit den auf dem Chip (oder ggf. in der Datenbank) gespeicherten Daten verglichen, um
die Identitdt des Reisenden festzustellen. Stichprobenweise erfolgt ein Abgleich mit dem SIS
und mit nationalen Datenbestanden. Wenn der Vergleich erfolgreich durchgefihrt wurde und
das Reisedokument sich als echt erweist, 6ffnet sich das automatische Gate, und der Reisende
kann in das Gebiet der Mitgliedstaaten einreisen. Ist dies nicht der Fall, wird der Reisende
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manuell Uberpruft. Grenzbehorden Uberwachen das gesamte Verfahren einschlief@lich des
Gesichtshildvergleichs — die Mitarbeiter konnen mehrere Gates gleichzeitig beaufsichtigen.
Das System bietet zahlreiche Vorteile, beispielsweise erhdhte Sicherheit, eine verbesserte
Ressourcennutzung, einen reibungsl osen Grenzibertritt und eine unkompliziertere Einreise.

In  Zukunft sollen Registrierungsprogramme fur Reisende dieses Verfahren auf
Drittstaatsangehtrige ausweiten. Aktuell ist es fir ene eingehende Grenzkontrolle
erforderlich, dass Grenzschutzbeamte mit dem Reisenden sprechen und das Reisedokument
manuell abstempeln. Mit der geplanten Vorgehensweise soll der Grenzibertritt an der
AulBengrenze des Schengen-Raums fur haufig reisende, vorab Uberprifte Personen aus
Drittstaaten erleichtert werden, wahrend gleichzeitig die Gesamtkohdarenz der EU-
Grenzpolitik gesichert bleibt. Drittstaatsangehtrige mit Zugang zum Registrierungsprogramm
konnten die Einrichtungen der automatischen Grenzkontrolle nutzen, sofern diese an einer
Schengen-Grenzubergangsstelle zur Verfiigung stehen.

Der Fonds hat zur Umsetzung innovativer Projekte beigetragen, mit denen automatische
Grenzkontrollsysteme an Flughdfen entwickelt, getestet und in Betrieb genommen wurden.
Damit sind Uberprifungen bei bestimmten Kategorien von Reisenden — hauptséchlich bei
EU-BlUrgern im Besitz eines elektronischen Reisepasses— moglich geworden. Das
Reisedokument und Fingerabdriicke, Gesichtshild oder Irisprofil werden dabei automatisch
Uberprift. Grenzschutzbeamte greifen nicht direkt ein, sondern Uberwachen lediglich das
Verfahren.

Im Zeitraum von 2007 bis 2009 wurden rund 5,5 Mio. EUR fir die Durchfiihrung von
Pilotprojekten eingesetzt, um die notwendige Ausrtistung fr automatische Grenzkontrollen in
Deutschland, Finnland, Frankreich und den Niederlanden sowie in Portugal und Ungarn zu
testen und zu installieren:

° Finnland fihrte 2007 enen Markttest zur EinfUhrung automatischer
Grenzkontrollen durch; im Juli 2008 begann am Flughafen Helsinki-Vantaa ein
Pilotprojekt mit automatischen Grenzkontrollen fir EU-/EWR-/Schengen-Blrger im
Besitz der neuen biometrischen Reisedokumente. Als Kofinanzierung fur den
Markttest und die Pilotprojekte kamen 82 528 EUR aus dem AuRengrenzenfonds.
Zum Zeitpunkt der Berichterstellung waren am Fughafen Helsinki-Vantaa drei
Gates mit automatischen Grenzkontrollen in Betrieb. Ausgehend von den in der
Pilotphase gesammelten Erfahrungen wurde der reguldre Einsatz des Systems
geplant, eventuell verbunden mit ener Erweiterung auf ale grofkeren
Grenzubergangsstellen an AufRengrenzen zu Land. Zu einem spateren Zeitpunkt
sollen flinfzehn zusétzliche Gates fur den Flughafen Helsinki-Vantaa und drei Gates
fr den Hafen von Helsinki erworben werden.

o Frankreich fuhrte das Projekt SAS PARAFES durch, bei dem SAS (elektronische
Gates) eingerichtet wurden und das PARAFES-System zum Einsatz kam, um die
personlichen Dokumente von Passagieren bei der Einreise aus Landern aul3erhalb der
EU an franzosischen Flughadfen automatisch zu Gberprifen. Vor diesem Projekt hatte
das Innenministerium ein Pilotprogramm mit dem Namen PEGASE durchgefihrt,
bei dem einige Reisende freiwillig ihre Fingerabdriicke erfassen und speichern
lieffen, um dann schneller durch die Kontrollen an den Aul3engrenzen des Schengen-
Raums zu gelangen. Bei Einfuhrung des PARAFES-Systems sollen diese
Vidreisenden dann die E-Gates (SAS) passieren konnen, in denen die
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Grenzkontrolle durch Einlesen des Passes und anschliefiendes Scannen der
Fingerabdriicke automatisch ablauft. Im PARAFES-System werden die
Informationen dann mit den in der zentralen Datenbank gespeicherten Angaben
abgeglichen— bei  Ubereinstimmung wird der Grenzibertritt gewahrt. Als
Finanzrahmen sind fir das gesamte Projekt 2,3 Mio. EUR veranschlagt; damit ist die
Anschaffung, Bereitstellung und Ausriistung von 17 SAS abgedeckt.

Portugal fihrte das Projekt RAPID zur automatischen Identifizierung von
Passagieren mit Reisedokumenten durch, um Personenkontrollen an den Grenzen
schneller, sicherer und effektiver zu gestalten. Ein innovatives System fir
automatische Grenzkontrollen wurde entwickelt, das bei allen Erwachsenen im
Besitz eines elektronischen Passes innerhalb des EU-Schengen-Raums zum Einsatz
kommen kann. Im Rahmen des Projekts wurden 78 sogenannte VBeGates
eingerichtet — automatische Kontrollgates zur Uberprifung von Reisenden mit
biometrischem Pass. Im Méarz 2007 wurden zehn E-Gate-Terminals fir den
Flughafen in Faro angeschafft, im Juli desselben Jahres wurden weitere 68 Terminals
fur die Flugh&fen in Lissabon, Funchal, Porto, Lajes, Ponta Delgada und Porto Santo
in Auftrag gegeben. Die Gesamtkosten des Projekts beliefen sich auf 3,5 Mio. EUR;
vom Aul¥engrenzenfonds kamen tber 2 Mio. EUR.

Die Niederlande fihrten ein Projekt durch, das Erwerb, Test und Inbetriebnahme
von Ausrlstungselementen und Programmen fir automatische Grenzkontrollsysteme
umfasste, zunéchst am Flughafen Schiphol und schliefdlich an allen Flug- und
Seehdfen in den Niederlanden. Der Beitrag des AulRengrenzenfonds zum Programm
bel&uft sich auf rund 180 000 EUR. Die Mittel des Aul3engrenzenfonds werden zum
Teil dafir verwendet, ein Zukunftskonzept fir den Einsatz automatischer
Grenzkontrollen in den Niederlanden festzul egen.

Deutschland fihrte von 2004 bis 2007 ein Pilotprojekt zur Verwendung von
biometrischen Daten (per Iris-Scan) fir eine automatische Grenzkontrolle bel
Passagieren am Flughafen Frankfurt/Main durch. Angesichts der positiven
Ergebnisse des Pilotprojekts entschied man sich— unterstiitzt durch den
Auliengrenzenfonds— fur eine Fortsetzung und Weiterentwicklung des Einsatzes
automatischer Grenzkontrollen an deutschen Flughéafen in Frankfurt und Munchen.
Das von 2007 bis 2009 durchgefihrte Projekt fur automatische Grenzkontrollen war
mit Kosten von tber 700 000 EUR verbunden; unter anderem wurden mit diesem
Betrag vier automatische Grenzkontrollgates finanziert.

Ungarn fihrte eine Untersuchung durch, um die Readlisierbarkeit der Einflhrung
eines E-Gate-Systems am internationalen Flughafen Ferihegy in Budapest zu prifen.
Ungarische Sachverstandige nahmen vorhandene E-Gate-Systeme in der EU (in
Lissabon, Helsinki und Frankfurt) vor Ort in Augenschein, um davon ausgehend
Mdoglichkeiten fur die EinfUhrung eines dhnlichen Systems zu beurteilen. Die
Ergebnisse der Durchfihrbarkeitsstudie sollen in ein Pilotprojekt zur Einrichtung
automatischer Grenzkontrollen einfliefen — zunachst am Flughafen Ferihegy, auf
lange Sicht potenziell an allen internationalen Flughdfen in Ungarn.
Dem Projekt wurden Fondsmittel in Hohe von 14 400 EUR zugewiesen.
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E. Schengener Informationssystem (SIS 1)

Das Schengener Informationssystem (SIS) ermdglicht den zustdndigen Behorden in den
Mitgliedstaaten mithilfe eines automatisierten Verfahrens das Abrufen von Informationen
Uber Personen und Sachen. Dem SIS kommt damit eine aul3erst wichtige Funktion fir die
Verwaltung in den Bereichen Sicherheit, Fretheit und Recht im Schengener Raum ohne
Binnengrenzen Zul. Die  Einrichtung erfolgte  nach dem Schengener
Durchfiihrungsiibereinkommen von 1990 zur Umsetzung des Ubereinkommens von Schengen
aus dem Jahr 1985. Seit 1995 ist das System in Betrieb. Da einer der Haupteinsatzzwecke des
SIS die Kontrollen an den EU-AulRengrenzen betrifft, trégt das System zur Umsetzung der
Bestimmungen fur den freien Personenverkehr bei. Das System besteht aus jewells einem
nationalen System (N.SIS) in jedem der Mitgliedstaaten sowie einem zentralen System
(C.S19), in dem alle Daten der nationalen Datenbanken zusammengetragen werden.

Die Schaffung des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS 1), das die
Vorgangergeneration ersetzt, wurde notwendig, um die Einbindung neuer Mitgliedstaaten im
Schengen-Raum zu ermdglichen und neue technische Funktionen zu integrieren. Mit dem
Beschluss 2001/886/JI des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 2424/2001 des Rates vom
6. Dezember 2001 Uber die Entwicklung des Schengener Informationssystems der zweiten
Generation wurden die juristischen Grundlagen fir das Schengener Informationssystem Ii
geschaffen. Darin ist festgelegt, dass das geméaR Titel 1V des Schengener Ubereinkommens
von 1990 eingerichtete Schengener Informationssystem durch das SIS |1 ersetzt wird.

Der Aul¥engrenzenfonds unterstiitzt Mitgliedstaaten bei ihrer Vorbereitung fur die nationalen
Komponenten des SIS Il mit Blick auf die Inbetriebnahme des Gesamtsystems, die fur 2013
geplant ist.

Im Zeitraum von 2007 bis 2009 fuhrten 16 Mitgliedstaaten (AT, CZ, EE, FI, DE, EL, HU,
LV, LT, LU, MT, PT, SK, S, ES und SE) Mal3nahmen im Zusammenhang mit dem SIS
durch. Insgesamt wurden dafir 25,5 Mio. EUR aufgewendet; das entspricht 5,5 Prozent der
gesamten AulRengrenzenfonds-Mittel zuweisung fur diesen Zeitraum.
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Abbildung 10: 2007-2009 — Prozent der Haushaltsmittel des AuBengrenzenfondsll, die MalRnahmen im
Zusammenhang mit dem SIS zugewiesen sind
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In Luxemburg, dem kleinsten Begunstigten, wurden die verflgbaren Mittel ausschliefdlich fir
die Durchfhrung von Sl S-bezogenen Projekten verwendet. Andere Mitgliedstaaten, die — mit
Uber 20 Prozent ihrer Zuweisung aus dem Fonds — umfassend in das SIS investierten, waren
Finnland, Deutschland, Ungarn, Lettland und Schweden.

Bei den von Mitgliedstaaten unterstiitzten Mal3nahmen ging es schwerpunktmafdig um Erwerb
und Anpassung der notwendigen Hardware und Software (AT, DE, EL, HU, LU, LV, SI), um
die Entwicklung neuer Anwendungen fur die betroffenen nationalen Behdrden (SE), um
Verbesserungen innerhalb der vorhandenen nationalen Systeme und die Vorbereitung der
Migration auf SISII (AT, DE, EE, EL, ES, FI, HU), um die Entwicklung von SISonedall as
Ubergangsphase vor der Einfulhrung des SIS 11 (HU, SI, SK), um die nachfolgende Migration
auf SISII (LT, LU, MT, SK), um die Anpassung des SIRENE-Arbeitsablaufsystems (AT, EE,
ES, HU, MT), um Tests zur Vorbereitung der Migration auf SISl und die Anbindung der
nationalen Systeme an das C.SIS (AT, Sl) sowie um Workshops und Schulungen fir
Mitarbeiter (CZ, EL).

6. VORLAUFIGE ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG
6.1. Beurteilung seitensder Mitgliedstaaten
6.1.1. Erzelte Ergebnisse

Die meisten Mitgliedstaaten beurteilten die Ergebnisse der durch den Fonds kofinanzierten
Malinahmen insgesamt positiv. Die Mdglichkeiten fir Projekte im Rahmen des Fonds wurden
as effektiv und nitzlich eingestuft. Der Fonds wird geschétzt aufgrund seines wichtigen
Beitrags zu den Aktivitdten der Mitgliedstaaten auf den Gebieten des integrierten
Grenzschutzes, der Umsetzung der gemeinsamen Visumpolitik und der Einfuhrung von IT-
Grolssystemen. Dartiber hinaus hat der Fonds die Haushaltsbeschrénkungen abgefedert, zu
denen es bezogen auf die genannten Themenfelder im Zuge der ungunstigen wirtschaftlichen

n In den Angaben ist technische Hilfe beriicksichtigt.
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Entwicklung kam. Die Mitgliedstaaten betonen, dass durch die Sparmaf3nahmen der
nationalen Haushaltshehdrden einige Aktivitdten nicht oder nicht rechtzeitig hétten
durchgefiihrt werden kdnnen, wenn es die Kofinanzierung durch den Fonds nicht gegeben
hétte.

Insbesondere wirdigen die Mitgliedstaaten die Mdoglichkeit der Kofinanzierung von
innovativen Projekten, etwa zur Einfilhrung von Technologien auf dem neuesten Stand
der Technik (speziell von mobilen und stationdren Gerdten fur Grenzkontrollen und
Grenzuberwachung sowie von automatischen Grenzkontrollsystemen) und die Verbesserung
der Uberwachungs- und Resktionsfahigkeit von Mitgliedstaaten an den AuRengrenzen zu
Land, zu Wasser und in der Luft (durch VideoUberwachungssysteme, Beférderungsmittel und
untereinander kompatible Kommunikationssysteme). Die entsprechenden Mal3nahmen haben
zur kostenguinstigeren Abwicklung des Reisever kehrs ohne Sicher heitseinbul3en gefiihrt.

6.1.2. Herausforderungen bel der Umsetzung

Die meisten Mitgliedstaaten waren mit den durch die Fondsmittel erreichten Ergebnissen
zufrieden, viele wiesen jedoch auf Probleme bel der Umsetzung hin und regten eine
Vereinfachung der regul atori schen Rahmenbedingungen an.

Der erste zu nennende Aspekt: Die ersten beiden Jahre waren durch eine gewisse Unsicherheit
gekennzeichnet; zudem kam es zu Verzégerungen bel der Verabschiedung der regulatorischen
Rahmenbedingungen und der Jahresprogramme. Bei den meisten Mitgliedstaaten wurden die
Programme fir 2007 und 2008 am Ende des Jahres 2008 gebilligt — dadurch verkirzte sich
der Zeitrahmen fur die Umsetzung der Projekte. Ein zweiter Punkt: Die Bestimmungen zur
Forderfahigkeit von Ausgaben wurden als komplex und umstéandlich eingeschétzt. Da
Programme auf Jahresbasis konzipiert werden, die Mal3nahmen jedoch gegebenenfalls
innerhalb  von 2,5Jahren umgesetzt werden, Uberschneidet sich zudem der
DurchfUhrungszeitraum des einen Jahresprogramms mit dem Zeitraum der Ausarbeitung des
nachfolgenden Jahresprogramms sowie mit dem Zeitraum der Berichterstellung fir das
vorherige Jahresprogramm. Wenn bei einem Programm eine Anderung erforderlich war,
musste bis zu einer bestimmten Frist ein geandertes Dokument ausgearbeitet und eingereicht
werden. Die Mitgliedstaaten empfanden es als mihsam, die Anforderungen zu erfullen und
gleichzeitig die verfigbaren Ressourcen zur Durchfiihrung verschiedener Planungs-,
Berichterstellungs- und Verwaltungsaufgaben fur mehrere Programme bereitzustellen. Der
Organisationsaufwand fir diese sich Uberschneidenden Verpflichtungen wurde als sehr hoch
wahrgenommen; innerhalb einer begrenzten Zeitspanne musste ein  erhebliches
Arbeitspensum bewaéltigt werden.

Von den anfanglichen Verzégerungen und Schwierigkeiten abgesehen bestand die
Hauptherausforderung — bezogen auf die termingerechte Durchfiihrung von Mal3nahmen im
Rahmen dieses Fonds — in den Vergabeverfahren. Fir die fraglichen Ausschreibungsverfahren
sind eine Vorausplanung sowie interne Beratungen mit anderen zustéandigen offentlichen
Einrichtungen erforderlich; in einigen Falen muss auch die Zustimmung dieser Stellen
eingeholt werden. Die Verfahren bestehen in der Regel aus mehreren Phasen, zusétzlich
koénnen durch den jeweiligen nationalen Rechtsrahmen weitere Schritte notwendig sein. Das
Endergebnis ist unter Umstanden nicht zufrieden stellend; gegebenenfalls muss das Projekt
unterbrochen, verschoben, gestrichen oder dem Umfang nach veréndert werden. Mehrere
Mitgliedstaaten waren mit derartigen Schwierigkeiten konfrontiert, die erhebliche negative
Auswirkungen auf den Mittelverbrauch haben koénnen. In einigen Fallen ergaben sich nach
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dem Vergabeverfahren Probleme durch Verzogerungen und andere Terminkonflikte im
Zusammenhang mit der Lieferung und Uberprifung von Ausriistungsgegenstanden und
Dienstleistungen externer Auftragnehmer (im Ausland). Zum Teil stellte sich spéter heraus,
dass die Durchfihrungskosten entweder niedriger oder hther waren als erwartet; manchmal
wurden wahrend der Durchfihrung nicht forderfahige K osten erkannt.

Bei Landern, die nicht in Euro rechnen, fihrten Wechselkursschwankungen durch finanzielle
und wirtschaftliche Faktoren zu Anderungen an der urspriinglichen Haushaltsplanung.

Angesichts dieser Bedingungen machten die Mitgliedstaaten ohne Ausnahme von der
Moglichkeit Gebrauch, die Jahresprogramme abzuéndern, um eine bessere Mittelverwendung
zu erreichen. Im Berichtszeitraum Ubermittelten 15 Mitgliedstaaten (AT, BE, CY, DE, EL,
ES, FI, FR, HU, LT, LV, PL, PT, SE und Sl) insgesamt 43 Anderungsantrage zu den
Jahresprogrammen 2007 bis 2009. Bei 39 davon war eine formale Entscheidung durch die
Kommission erforderlich (8 aus dem Jahresprogramm 2007, 14 aus dem
Jahresprogramm 2008 und 17 aus dem Jahresprogramm 2009).

Durch  Uberarbeitung der Jahresprogramme konnten die Mitgliedstaaten ihre
Programmplanung an veranderte Situationen anpassen und auf unerwartete Entwicklungen
und auftretende Schwierigkeiten eingehen. Der Verwaltungsaufwand stieg dadurch allerdings
an.

Bei diesem Fonds, der im Wesentlichen Uber Durchfiihrungsstellen von einer begrenzten
Anzahl offentlicher Einrichtungen umgesetzt wird, haben Mitgliedstaaten — womdglich in
starkerem Umfang als bei anderen Ausgabenprogrammen — mehr Flexibilitét: Sie konnen
Programme anpassen, indem sie einige Mal3nahmen durch andere laufende Projekte ersetzen,
die ebenfalls zielfthrend fur die in den Mehrjahresprogrammen festgelegten nationalen
Strategien sind.

Um die Schwierigkeiten abzuschwéchen, initiierte die Kommission drei Uberarbeitungen der
Durchfihrungsbestimmungen: Der Forderzeitraum wurde verlangert, und die Bestimmungen
fur die Forderfahigkeit der Ausgaben wurden wesentlich vereinfacht. Die Durchfihrung der
Initiativen erfolgte in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten. Diese bestétigten, dass sich
die Verwaltung und Ausfiihrung der Mal3nahmen durch die Anderungen verbessern wiirden.
Zahlreiche Projekte konnten damit zufrieden stellend umgesetzt werden.

6.2. Ergebnisbeurteilung seitens der Kommission

Nach Sichtung der Berichte von Mitgliedstaaten und unter Berlcksichtigung weiterer
Informationen, unter anderem aus Uberwachungsauftragen, kommt die Kommission zu dem
Schluss, dass die mit dem Fonds verfolgten Ziele trotz Anfangsschwierigkeiten und einigen
spezifischen Problemen mit den Bestimmungen und der Umsetzung erreicht wurden. Fur den
Zeitraum 2007 bis 2009 hat der Fonds seinen Zweck als spezifisches Instrument fir die
Zuweisung von EU-Fordermitteln — ausgerichtet auf das Ankurbeln von Investitionen an
Grenzen und in Konsulaten im Interesse des Schengen-Raums als Gesamtheit — klar erfillt.
Wie in Abschnitt 5.3.3 veranschaulicht wurde, diente der Fonds zur aktiven Verstarkung
von wichtigen politischen Initiativen und Projekten der EU. Er hat damit wesentlich zur
Forderung des integrierten Grenzschutzes sowie zur Nutzung neuer Technologien zur
Erleichterung der legalen Reisetatigkeit beigetragen. Durch den Fonds wurden nicht
nur die Entwicklung des Schengener Informationssystems und die Entwicklung des
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Visa-Informationssystems unterstiitzt, sondern auch Pilotprojekte zur Einflhrung
automatischer Grenzkontrollen und zur Vorbereitung des Registrierungsprogramms
fir Reisende. Dank der — wenn auch relativ geringen — finanziellen Unterstiitzung dieser
Malinahmen durch den Fonds wurden im Zuge der Entwicklung derartiger innovativer
Systeme wertvolle Erfahrungen gesammelt, die bei der Kommission als wichtiges Element in
die weiteren Vorbereitungen fir das ,, Smart Borders*-Konzept der Zukunft einflief3en werden,
insbesondere mit Blick auf eine mogliche Nutzung auch fir Drittstaatsangehdrige. In dieser
Hinsicht werden die Mitgliedstaaten ermutigt, Fingerabdrucklesegeréte in ihre Projekte fir
automatische Grenzkontrollsysteme einzubeziehen, damit diese in Bezug auf das Einreise-
/Ausreisesystem und auf Registrierungsprogramme fur Reisende (, Smart Borders'-Initiative)
zukunftssicher sind. Der Fonds war auf3erdem sehr niitzlich dafur, innerhalb eines sehr kurzen
Zeitraums Investitionen in gefahrdeten Gebieten wie dem Mittel meerraum anzuregen.

Er hat dazu beigetragen, das Management der EU-Aul3engrenzen zu verbessern, die illegale
Einwanderung zu bekémpfen und die Kooperation der Mitgliedstaaten zu verstéarken. Die
folgenden Ergebnisse sind Beleg dafr:

o Erstens haben die Mitgliedstaaten dank der Investitionen in nationae
Kommunikationssysteme, in die Infrastruktur an Grenzibergangsstellen, in moderne
Betriebsausristung fir Grenzkontrollen und Grenziberwachung sowie in
Beforderungsmittel und Schulungen fir Grenzschutzbeamte von erheblichen
technischen Verbesserungen an der AufRengrenze und an Grenzilbergangsstellen
profitiert. Die Sicherheit an den EU-Aulengrenzen hat sich erhoht,
Grenzverkehrskontrollen sind effektiver geworden, und die Abstimmung zwischen
den verschiedenen Strafverfolgungsbehdrden auf nationaler Ebene wurde verbessert.
Der Fonds hat somit einen Beitrag geleistet zum nationalen Einsatz fir ein
effizientes Management der Aullengrenzen und insbesondere fir die
Bekampfung der illegalen Einreise in den Schengen-Raum. Frihere
Investitionen (Schengen-Fazilitét) werden komplettiert, und das integrierte
Grenzschutzsystem der EU wird weiter gestéarkt.

o Zweitens haben die Mitgliedstaaten im Rahmen der Jahresprogramme 2007 bis 2009
die notwendige Ausriistung fir das VIS und SIS Il erworben und aktualisiert, sodass
nun eine problemlose Anbindung der nationalen Platitformen an die zentralen
Systeme moglich ist. Da alle teilnehmenden Mitgliedstaaten die Entwicklung ihrer
nationalen Systeme vorangetrieben haben missen, um das korrekte Funktionieren
der europaischen Projekte als Ganzes zu sichern, hat sich der Fonds in seiner
langfristigen Rahmenfunktion zur Erganzung nationaler Finanzmittel als wesentlich
fir die Umsetzung dieser gemeinsamen | T-Projekte erwiesen.

o Schliefdich ist festzuhalten, dass die Mitgliedstaaten die durch den Fonds
bereitgestellten zusétzlichen Mittel in die Verstarkung der Sicherheit von
Konsularstellen sowie in moderne Ausriistung investiert haben (darunter auch Geréte
zur Erfassung biometrischer Daten), um die Bearbeitung von Visumantrégen zu
verbessern. Die durchgefiihrten Mal3nahmen haben zu einer schnelleren Bearbeitung
von Visumantrégen, zu einer htheren Qualitét der Dienstleistungen sowie zu einer
einheitlichen und gerechten Behandlung von Visumantragstellern beigetragen.

Ein Tell des Erfolgs ist auf das spezielle Konzept des Fonds zuriickzufihren: Der Fonds
zeichnet sich durch einen begrenzten Umfang aus. Er ist verbunden mit Mal3nahmen, die an
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den physischen AufRengrenzen durchgefihrt werden oder mit der Visaausstellung in
Zusammenhang stehen. Damit bleiben viele Mal3nahmen aul3en vor, die Mitgliedstaaten im
Rahmen des vierstufigen Grenzschutzmodells durchfihren, beispielsweise Aktivitdten
innerhalb des Schengen-Gebiets (wie Patrouillen im Landesinneren oder Personenkontrollen
aulBerhalb der Grenzibergangsstellen). Auch Aktivitdten, die ausgerichtet sind auf
Migrationskontrolle, hthere Seeverkehrssicherheit und verbessertes Seeverkehrsmanagement
sowie algemeine Flughafensicherheit, werden nicht durch den Fonds geférdert. Dadurch ist
eine zielgerichtete Unterstitzung maoglich, und eine Zersplitterung der Fondsmittel wird
vermieden. Andererseits ergibt sich daraus die Notwendigkeit, geplante Mal3nahmen
sorgfaltig auf Ubereinstimmung mit den spezifischen Zielen zu priifen.

Ein weiterer Aspekt in diesem Zusammenhang: Die mit dem Fondsbeitrag erworbenen
Ausristungsgegenstande, Beforderungsmittel und IT-Systeme sind haufig fir mehrere
Zwecke einsetzbar (etwa fir warenbezogene Grenzkontrollen, die Bekdmpfung von
Schmuggel und Umweltkriminalitét oder Such- und Rettungsmal3nahmen auf See). Bedingt
durch den begrenzten Anwendungsbereich des Fonds ist in vielen Félen eine
Aufschlisselung erforderlich— zusédtzliche Statistiken missen erstellt werden, das
Management der Mal3nahmen wird komplizierter. Kurz gesagt: Entsprechende Verwaltungs-
und Kontrollaktivitéten werden auch kinftig zwingend mit Ausgabenprogrammen dieser Art
verbunden sein. Durch die Organisationsstruktur innerhalb eines Mitgliedstaats kann die
Situation zusétzlich verkompliziert werden, wenn beispielsweise Grenzschutzbeamte den
Polizeibehdrden zugeordnet sind und/oder auch andere (zum Tell nicht zollbezogene)
Aufgaben haben.

7. ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN
7.1. Empfehlungen fir den verbleibenden Zeitraum des M ehrjahresprogramms

Grundlage dieses Berichts sind die ersten drei Programmjahre; Schlussberichte liegen nur fr
ein Jahresprogramm vor. Der Ubermittlungszeitpunkt wurde gewéhlt, um das Européische
Parlament und den Rat dadurch bei der Vorbereitung des néchsten mehrjdhrigen
Finanzrahmens zu unterstiitzen; Ziel war insofern nicht die Bereitstellung einer umfassenden
und abschlief3enden Bewertung.

Die Ergebnisse dieser drei Jahre sind nicht notwendigerweise représentativ. Die ersten
Jahresprogramme wurden unter erheblichem Zeitdruck zusammengestellt und umgesetzt; es
konnte nur auf wenige vorherige Erfahrungen mit dhnlichen Instrumenten zurtickgegriffen
werden. Knapp 30 Prozent der Fondsmittel wurden fur diesen Zeitraum zur Verfligung
gestellt; die verbleibenden 70 Prozent werden den kommenden vier Jahresprogrammen
zugewiesen.

7.1.1. Sarker strategisch ausgerichtete Verwendung der Mittel

Die Programmplanung fiir 2010 lief erheblich reibungsloser ab. Dank der Erfahrungen aus der
ersten Phase und der Anderungen bei den Durchfiihrungsbestimmungen sowie angesichts des
deutlichen Anstiegs der jahrlichen Zuweisungen haben die Mitgliedstaaten hervorragende
Voraussetzungen dafir, die Mittel im Zeitraum 2010 bis 2013 bestmdglich zu nutzen. Um
dazu beizutragen, sind die Mitgliedstaaten von 2011 an aufgefordert, en
Malinahmenprogramm zu entwickeln, das speziell auf einige wichtige strategische Ziele
ausgerichtet ist. Dies entspricht dem im Basisrechtsakt verankerten Grundsatz, dass die
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Kommission und die Mitgliedstaaten dafir sorgen mussen, dass die
Unterstitzungsmal3nahmen des Fonds und der Mitgliedstaaten mit den Mal3nahmen,
Programmen und Prioritdten der Union im Einklang stehen. Das Ubergeordnete Ziel ist dabei
die Hervorhebung der Koharenz mit den wichtigsten gemeinsamen Prioritéten der EU gemaf}
deren Festlegung im Stockholmer Programm— dies ist notwendig fur die erfolgreiche
Bewadltigung von Migrationsstromen im gesamten Schengen-Raum.

Den Mitgliedstaaten wurde infolgedessen nahegelegt, die Mittel aus dem Fonds vor allem
far Investitionen zu verwenden, die zum Erreichen der folgenden funf strategischen
Ziele notwendig sind:

1. Umsetzung des SIS in die Praxis;

2. Bereitstellung des VIS in konsularischen Vertretungen und an Grenzibergangsstellen;
3. konsularische Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten;

4. Aufbau des européischen Uberwachungssystems

5. und Einfuhrung neuer Technologien zur Unterstitzung eines unkomplizierteren
Grenzlbertritts (insbesondere durch die automatischen Grenzkontrollsysteme).

Die Fondsmittel fur 2011 wurden priméar auf die Erflllung der EU-Anforderungen in diesen
Bereichen ausgerichtet, und dieser Ansatz wird fir den Zeitraum 2012 bis 2013 intensiviert.

7.1.2. Verstéarkung des strategischen Ansatzes durch angemessene Planung fir mehrere
Jahre

Mit dem as Instrument fir den Kapazitétsaufbau konzipierten Fonds soll im Wesentlichen
eine Kofinanzierung fir Anschaffung, Aktualisierung, Entwicklung, Bereitstellung und
Renovierung von Infrastruktur, I1T-Systemen, Ausristung und Beforderungsmitteln geboten
werden. Mal3nahmen zum Ausbau von Kapazitdten sind grundsétzlich langfristig angelegt;
sie zeichnen sich in der Regel nicht durch typische Merkmale von Projekten aus, die innerhalb
eines begrenzten Zeitrahmens durchgefihrt werden. Die Mitgliedstaaten konnten die
Mdoglichkeiten umfassender prufen, Projekte entsprechend den regulatorischen
Rahmenbedingungen auf mehrere Jahre anzulegen und so auch die Haufigkeit von
Auswahlverfahren zu verringern und eine stabile mehrjéhrige Finanzplanung zu etablieren.

7.1.3. Erganzung des Kapaztatsaufbaus durch bei Bedarf bereitgestellte operative
Unter stitzung

Per se auf die Instandhaltung von Gerdten oder die Durchfihrung von
(Uberwachungs-)Einsitzen ausgerichtete Malznahmen wurden nicht in die Jahresprogramme
einbezogen. Derartige Aktivitaten sind grundsétzlich Bestandteil der laufenden Téatigkeiten
auf Ebene der Mitgliedstaaten.

Die Kommission rédumt jedoch ein, dass nach angemessener Erflllung der oben aufgefthrten
funf strategischen Ziele und der verbleibenden nationalen Kapazitdtsaufbauziele Mittel aus
dem Fonds auch zur Unterstiitzung eines fortgesetzten effektiven Einsatzes friherer
Investitionen, die mit EU-Mitteln getdtigt wurden, verwendet werden konnten. Kinftige
Malinahmen koénnten also auch zur Finanzierung von Wartungen, Reparaturen und
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Aktualisierungen im Zusammenhang mit Investitionen aus vorangegangenen
Jahresprogrammen des Fonds oder — bei einigen Landern— der Schengen-Fazilitét dienen.
Diese Moglichkeit besteht zudem bel Notféllen. Derartige Mal3nahmen wirden Uberdies die
zugrunde liegende Philosophie untermauern: Mitgliedstaaten, die die Aul3engrenzen sichern,
erbringen damit eine allgemeine Leistung im Interesse und im Auftrag anderer
Mitgliedstaaten.

7.2. Vorbereitung der ersten Ex-Post-Bewertung (2012)

Der néchste Meilenstein fir den Fonds ist der Ex-post-Bewertungsbericht fir 2007 bis 2010.
Gemal3 dem Basisrechtsakt muss die Kommission den Bericht bis zum 31. Dezember 2012
vorgelegen.

Die Arbeiten daran laufen. Leider kann ein Bericht zu den Ergebnissen des Jahresprogramms
2010 bis zum 30. Juni 2012 — wie im Basisrechtsakt angegeben — von den Mitgliedstaaten
nicht erwartet werden, da der Forderzeitraum fur 2010 erst in der zweiten Jahreshélfte 2012
endet. Damit vollstandige Daten fur 2010 vorliegen, werden die Mitgliedstaaten aufgefordert,
ihre Beitrage stattdessen bis Ende Oktober 2012 einzureichen.

Aufbauend auf diesem Zwischenbericht konnte die Ex-Post-Bewertung fir den Zeitraum
2007 bis 2010 ein umfassenderes Bild zu den Auswirkungen des Fonds auf nationaler Ebene
und EU-Ebene liefern. Einzugehen ist dabel auf Leistungen, Ergebnisse und den
Auswirkungen im Bereich Grenzschutz und Visapolitik in den Mitgliedstaaten. Die
Ubergeordneten Ziele der Bewertung kdnnen somit wie folgt beschrieben werden:

o Ermittlung der Ergebnisse, die sich aus den durch den Fonds fir die Steuerung der
Migrationsstréme an Grenzen und in Konsulaten geforderten Mal3nahmen ergeben,
aso Messung des Beitrags der EU-Invedtitionen in Infrastruktur, Ausrlstung,
Beforderungsmittel, I T-Systeme und Schulung zur Verbesserung der Kapazitéten fur
Grenzkontrollen, die Uberwachung, Kontrollen vor dem Grenzibertritt sowie
Visaausstellungsverfahren in Mitgliedstaaten;

o Klare Unterscheidung zwischen dem, was einerseits fir die Organisation des
offentlichen Auftrags zur Durchfihrung von Grenzkontrollen und der Visapolitik
erzielt wurde, und dem, was andererseits fur die Einreise von Reisenden und
Visumantragstellern in die EU erreicht wurde;

o Bewertung, inwiewelt der Fonds durch die einzelnen nationalen Grenzschutz- und
Visaverwaltungssysteme einen Beitrag zur Verhinderung von illegalen
Grenzubertritten und illegalen Aufenthalten geleistet hat; zu berticksichtigen sind
dabel die Strategie des Mehrjahresprogramms, die spezifischen nationalen Ziele
sowie die Entwicklung der Migrationsstréme, die sich auf das System auswirken;

o Beurteilung des Fondsbeitrags zur Anwendung von EU-Recht einschlief3dlich des
Schengener Grenzkodex und des Visakodex sowie zur Entwicklung spezifischer EU-
Projekte, beispielsweise fur das VIS und SIS I,

o Abschétzung des Ergebnisses unter Berticksichtigung des Verhdltnisses der EU-
Zuweisungen aus dem Fonds zu den allgemeinen nationalen Beitrégen (finanzieller
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und anderer Art) sowie Ermittlung anderer relevanter Faktoren, die gegebenenfalls
einen Einfluss auf die Malinahmen hatten..

42

DE



	1. EINLEITUNG
	2. ZWECK UND UMFANG DES FONDS
	3. MITTEL AUS DER EUROPÄISCHEN UNION VON 2007 BIS 2009
	3.1. Für Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellte EU-Mittel und nationale Mittel in entsprechender Höhe
	3.2. Für Gemeinschaftsmaßnahmen und spezifische Maßnahmen reservierte EU-Mittel

	4. VORBEREITUNG DER UMSETZUNG IN DEN MITGLIEDSTAATEN
	4.1. Errichtung des Fonds
	4.2. Sicherung der Ordnungs- und Rechtmäßigkeit der Ausgaben
	4.3. Festlegung nationaler Strategien für die Verwendung von EU-Mitteln

	5. UMSETZUNG DER PROGRAMME FÜR 2007, 2008 UND 2009
	5.1. Auswahlverfahren und Hauptbegünstigte
	5.1.1. Gesamtansatz
	5.1.2. Auswahlverfahren
	5.1.3. Hauptbegünstigte

	5.2. Quantitative Aspekte der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten
	5.2.1. Aufschlüsselung der Mittel nach den fünf EU-Prioritäten
	5.2.2. Anzahl der Maßnahmen

	5.3. Qualitative Aspekte der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten
	5.3.1. Kategorien der Maßnahmen des Fonds ? Typologie
	5.3.2. Beispiele für erzielte Ergebnisse
	5.3.3. Beispiele für durchgeführte Maßnahmen in bestimmten vom Fonds abgedeckten Bereichen


	6. VORLÄUFIGE ZUSAMMENFASSENDE BEURTEILUNG
	6.1. Beurteilung seitens der Mitgliedstaaten
	6.1.1. Erzielte Ergebnisse
	6.1.2. Herausforderungen bei der Umsetzung

	6.2. Ergebnisbeurteilung seitens der Kommission

	7. ABSCHLIESSENDE BEMERKUNGEN
	7.1. Empfehlungen für den verbleibenden Zeitraum des Mehrjahresprogramms
	7.1.1. Stärker strategisch ausgerichtete Verwendung der Mittel
	7.1.2. Verstärkung des strategischen Ansatzes durch angemessene Planung für mehrere Jahre
	7.1.3. Ergänzung des Kapazitätsaufbaus durch bei Bedarf bereitgestellte operative Unterstützung

	7.2. Vorbereitung der ersten Ex-Post-Bewertung (2012)


